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Berlin den 26. Mai. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt gernht: 
Die von dem Magiſtrat zu Königsberg in Preußen getroffene Wahl des bisherigen 
Prorektors, Dr. Dengel, zum Direktor der Löbenichtſchen höheren Bürgerſchule 
daſelbſt zu beſtätigen. 

Se. Ercellenz der Kaiſerlich Oeſterreichiſche Feldmarſchall⸗Lieutenant, Graf 
Schlit, iſt von Hamburg hier angekommen. 


Berlin, den 22. Mai. Das Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt enthält den Aller: 
höchſten Erlaß vom 29. Januar 1847, — das Verfahren bei Einleitung ges 
richtlicher Unterſuchungen wider Geiſtliche wegen Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorſchriften der 68. 214 und 227 Tit. 20 Th. II. des Allgemeinen Landrechts 
betreffend: „Auf den Bericht des Staats⸗Miniſteriums vom Sten d. Mts. erkläre 
Ich Mich mit der darin entwickelten Anſicht einverſtanden, daß bei Zuwiderhand⸗ 
lungen von Geiſtlichen gegen die Vorſchriften der gg. 214 und 227 Tit. 20 Th. 
II. des Allg. Landrechts die Einleitung einer gerichtlichen Unterſuchung, in Ge⸗ 
mäßheit der Beſtimmungen der 88. 5 und 9 des Geſetzes vom 28. Marz 1844, 
betreffend das gerichtliche und Disciplinar⸗Verfahren gegen Beamte, nur auf vor⸗ 
gängigen Antrag des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten erfolgen darf. — 
Zur Beſeitigung der dieſerhalb entſtandenen Zweifel will Ich Sie, den Juſtizmi⸗ 
niſter Uhden, hierdurch ermächtigen, die Gerichtshehörden hiernach mit entſpre⸗ 
chender Anweiſung zu verſehen. Berlin, den 29. Januar 1847. Friedrich 
Wilhelm. An das Staats⸗Miniſterium. Vorſtehende Allerhöchfte Ordre wird 
ſämmtlichen Gerichtsbehörden hierdurch zur Nachachtung bekannt gemacht. Ber⸗ 
Un, den 15. Mai 1847. Der Juſtiz⸗Miniſter ÜUhden.“ 

Berlin, den 25. Mai. Heute Morgen zwiſchen 5 und 6 Uhr wurde un⸗ 
ſere Stadt durch eines der merkwürdigſten Naturereigniſſe in nicht geringen Schrek⸗ 
ken verfeßt. Aufmerkſame Beobachter wollten nämlich ſchon geſtern gegen Abend 
eine ganz eigenthümliche Bildung und Färbung der Wolkenzüge bemerkt haben, 
welche bei der vorhergegangenen Schwüle des Tages lebhafte Beſorgniſſe wegen 
eines während der Nacht zu erwartenden Gewitterſturmes erregte. Indeſſen ſchien 
der höherſteigende Mond die ſich ſammelnden gewitterſchweren Wolken wieder zu 
zerſtreuen, bis fie ſich dieſen Morgen aufs neue ſammelten und ihre vernichtende 
Gewalt in einem Hagelwetter über einem großen Theile der Stadt und Umgegend 
entluden, wie man es ſeit Menſchengedenken nicht erlebt hat. Der Zug des Un⸗ 
wetters, welches durch lange vorhergehendes Donnerrollen und jene gelblich fahle 
Färbung der immer höher ſich aufthürmenden Wolken angekündigt wurde, kam 
in nordweſtlicher Richtung über denjenigen Stadttheil, welcher dem Thiergarten 
zunächſt liegt. Ueber Ausdehnung und Wirkung deſſelben können wir für jetzt noch 
keine ganz beſtimmten Nachrichten geben. Die in dichten Maſſen herabſtürzenden 
Schloſſen waren von einer Größe, wie wir ſie nie geſehen zu haben uns erinnern, 
und der Schaden, welcher dadurch namentlich an Fenſterſcheiben, Dächern u.ſ w. 
angerichtet wurde, iſt ungeheuer. Wir ſelbſt haben Treibhäuſer geſehen, wo Alles 
kurz und klein geſchlagen iſt und der Schaden allein auf 400 — 500 githlr. zu 
ſchaͤtzen fein möchte. Ueberhaupt ſcheinen auch die Gartenfrüchte am meiſten ge⸗ 
litten zu haben, während, wie wir hoͤrten, die Verheerung auf den umliegenden 
Feldfluren glücklicherweiſe verhältnißmäßig nur gering ſein ſoll. Jedoch wird ſich 
darüber erſt noch Näheres ſagen laſſen, wenn uns genauere Nachrichten über Um⸗ 
fang und Richtung dieſes Ungewitters zugegangen ſind. Die Dauer deſſelben 
beſchränkte ſich hier auf 10— 15 Minuten „und noch Stunden lang nachher ſah 
man die Schloſſen haufenweis in den Gärten und in den Straßen liegen. 

Berlin. Ans den „Grenzboten“ leſen wir irgendwo eine Charakteriſtik ei- 
nes Theiles unſerer Abgeordneten. Natürlich ift alles Talent auf Seiten 
der Oppoſition; von allen Andern iſt höͤchſtens vom Grafen Arnim „Gewandtheit“ 
zu rühmen. Offenes Unrecht wird Hrn. Naumann gethan, der gewiß zu den ge⸗ 
diegenſten Rednern der Verſammlung gehört, und zwar keine Partei, aber den 
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rechten Sinn Deutſcher Vaterlandsfreunde, die große Mehrheit Derer vertritt, 
welche für nichts Partei nehmen, aber das wahrhaft Gute, im Wege des Rechts, 
mit Eruſt und Nachdruck wollen. (A. D. 8.) 

Die Sache des hieſigen Juſtiz-Commiſſarius Furbach in Angelegenheiten 
des Fürften Metternich, welche am vergangenen Freitag den 21ſten Mai vor dem 
Kammergericht zur Verhandlung anſtand, iſt auf einen weiteren Termin verſcho⸗ 
ben worden, weil Hr. Furbach ein Krankheits⸗Atteſt eingereicht hat. Die An⸗ 
ſchuldigung geht auf Beleidigung des hieſigen Rheiniſchen Caſſationshofes, vor 
welchem derſelbe in Sachen des Fürſten v. Metternich plädirt hatte. 

Die Mutterloge Royal:Yort hat ſich jetzt für die Zulaſſung aller Freimaurer 
ohne Unterſchied des Glaubens entſchieden, wenn letztere auch nicht von einer in⸗ 
ländiſchen Loge in den Orden aufgenommen worden ſind. Demnach wird ein 
fremder Maurer, welcher dieſe Loge beſucht, dort nicht mehr nach ſeiner Religion 
befragt werden. — Am Freitag vor Pfingſten Nachmittags gegen 6 Uhr ſah man 
im Thiergarten einen jungen Mann die Flucht ergreifen. Die Nacheilenden holten 
ihn jedoch bald ein und brachten ihn zur Brandenburger Thorwache. Hier er⸗ 
fuhr man, daß derſelbe ein Attentat gegen einen Spaziergänger ausgeführt hatte, 
darauf aber flüchtig geworden fei. Der Vorgang war folgender: Der Rentier 
V. ging am Arme ſeiner Gattin ſpazieren, als vom Ceresplatze plotzlich ein jun⸗ 
ger Man auf ihn zukam, und mit den Worten „Geld her“, ihm ein Piſtol auf 
die Bruſt ſetzte. B. hatte ſo viel Faſſung, ihm daſſelbe mit dem Regenſchirme 
aus der Hand zu ſchlagen, worauf der Unbekannte entfloh. Er iſt ein wegen 
gewaltſamen Diebſtahls bereits beftrafter, erſt vor wenigen Tagen des Arreſtes 
entlaſſener Menſch, der aber bereits als ſolcher erkannt wurde, obwohl et bei ſei⸗ 
ner Verhaftung Namen und Stand fälſchlich angab. Das Piſtol, am Orte der 
That aufgefunden, war, wie ſich ergab, wirklich geladen. Das Ganze ſcheint 
nur ein Deſperationscoup geweſen zu ſein, der dem Thäter freilich einige Jahre, 
feiner Freiheit berauben wird. — Am erſten Pfingſttage früh ſtürzte ſich ein vor⸗ 
nehmer Ausländer aus dem Fenſter des zweiten Stockwerks eines hieſigen Hotels 
auf den Hof herab. Ein Arm war ihm zerbrochen, der Hinterkopf zerſchmettert, 
und der Tod erfolgte auf der Stelle. Erſt vor wenigen Tagen war derſelbe hier 
angekommen. Man will Spuren des Wahnſinns an ihm wahrgenommen haben. 

Berlin. — Allerhöchſtem Befehl zufolge, ſollen die 6 Reſerve⸗Infanterie⸗ 
Regimenter Nr. 34, 35, 37, 38, 39 und 40 auf den Friedens⸗Etat von 
522 Köpfe exkl. Offiziere zurückgeſetzt, auch in Betreff der Dienftzeit den andern 
Regimentern in der Armee gleichgeſtellt werden. Bei jenen war ſie nämlich bisher 
3 Jahre, jetzt ſoll fie ebenfalls nur 2 Jahre ſein. Desgleichen wird auch die 
Feſlungs-⸗Reſerve⸗Artillerie reduzirt. Die Kompagnien derſelben werden auf die 
Stärke von 110 Köpfen zurückgeführt und tritt in Betreff der Dienſtzeit daſſelbe 
Verhältniß wie bei den übrigen Truppen ein, nämlich ebenfalls die zweijährige 
Dienſtzeit; auch verlieren fie eine Seconde-Lieutenantsſtelle. Die 7. Artillerie⸗ 
Brigade reduzirt ihren Etat um 60 Mann und 108 Pferde und die reitende 
Artillerie behält nur 12 beſpannte Geſchütze (bisher hatte ſie 18). Desgleichen 
treten einige Dislokationen ein. Die fiebente Zäger- Abtheilung, welche gegen⸗ 
wärtig in Düſſeldorf ſteht, kommt nach Aachen. Die beiden in Coblenz ſtehenden 
Kompagnien des kombinirten Reſerve-Bataillons werden mit den beiden andern 
Kompagnien dieſes Bataillons in Jülich vereinigt. Das 1. Bataillon des 38. 
Infanterie-Regiments wird mit dem Regimentsſtabe von Mainz nach Luxemburg 
verſetzt, wogegen das 34. Jufanterie-⸗Regmt. von Aachen und Jülich nach Mainz 
verlegt wird. Sämmtliche bezeichneten Veränderungen ſollen nach Beendigung 
der diesjährigen Uebungen des 7. und 8. Armee⸗Corps ausgeführt werden. 

Aus Münſter wird der Schleſiſchen Zeitung geſchrieben: „Der durch ſeine 
Entlaſſung aus dem Juſtizdienſte bekannte ehemalige Referendar Erdmann hat 
ſich vor einigen Tagen wegen „Verführung des Volks zum Atheismus und Kom⸗ 
munismus“ aus dem Fürſtenthum Lippe⸗Detmold, wo er bis zu feiner demnächſti⸗ 
gen Auswanderung nach Amerika ſeinen Aufenthalt genommen hatte, entfernen 
müſſen, und zwar binnen 24 Stunden.“ 


* 
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Köln. Zu dem Sängerfeſte des Deutſchvlämiſchen Sängerbundes haben ſich 
ſchon über 500 Deutſche Sänger gemeldet. Die Stadt Gent ſoll die Begehung die⸗ 
ſes Feſtes ſich zur Ehrenſache gemacht haben; fie wird alles zur Verherrlichung deſſel⸗ 
ben aufbieten und der Stadt Köln einmal zeigen, wie ſolche Feſte zu begehen ſind. 

Vom rechten Rheinufer. (K. Z.) In der „Köln. Z.“ iſt ſchon wieder⸗ 
holt auf einzelne Widerſprüche in der Beſtimmung des Beſcholtenheitsgeſetzent⸗ 
wurfs hingewieſen. Es ſei uns geſtattet, noch den folgenden hervorzuheben, wel⸗ 
chen die maßgegebende Geltung der militäriſchen ehrengerichtlichen Ausſpüche auch 
rückſichtlich der Ausübung ſtändiſcher Rechte zur Folge haben würde. Der Civi⸗ 
liſt, welcher einen Zweikampf eingeht, wird vor ein Criminalgericht geſtellt, 
möglicher Weiſe wegen freiwilliger Tödtung verurtheilt und verliert alſo feine ſtän⸗ 
diſchen Befugniſſe. Umgekehrt: Der Offizier, welcher einen Zweikampf ver⸗ 
weigert, wird vor ein Ehrengericht geſtellt, wegen Mangels an Entſchloſſen⸗ 
heit aus dem Offizierftande entlaſſen und verliert gleichfalls feine ſtändiſchen Be⸗ 
fugniſſe. Weiter: der Offizier, welcher die thätliche Injurie ſeitens eines 
„Satisfactionsfähigen“ durch die ſofortige Tödtung ſeines Gegners in Ordnung 
bringt, würde nicht unbedingt der militäriſchen Ehre, alſo auch nicht der ſtändi⸗ 
ſchen Befugniſſe verluſtig gehen, während der Civiliſt in ſolchem Falle ſich wie⸗ 
derum dem obengedachten, die ſtändiſchen Befugniſſe aufhebenden Urtheilsſpruche 
ausſetzte. 


Ausland. 


Din n dne cb e een 

Frankfurt a. M. — Aus Mannheim wird gemeldet, daß den 18. d. 
Abends daſelbſt eine Verſammlung liberaler Männer, u. a. v. Iyſtein, Hecker, 
Baſſermann, Mathy, v. Struve u. ſ. w. ſtattgefunden und darin beſchloſſen 
worden, eine Adreſſe an den Preußiſchen Vereinigten Landtag zu richten und ihn 
namentlich darin aufzufordern, der Intereſſen des gemeinſamen Vaterlandes kraf⸗ 
tig zu gedenken. Die Abſicht ſoll alsbald in Vollzug geſetzt und die Adreſſe mit 
möglichſt vielen Unterſchriften verſehen werden. 

Aus dem Würtembergiſchen. Ueber die Erndteausſichten lieſt man 
in Würtembergiſchen Blättern das Erfteulichſte. So heißt es unter Anderm in 
der Ulmer Schnellpoſt: „Die Natur ſtrotzt von Kraft und Segen: Wieſen, Bäu⸗ 

me und Getreideſelder könnten nicht ſchöner ſtehen. Schon mußten mehrere Felder 
„gedinkelt“ *) werden, und eben ſo wurde ſchon Klee gemäht. Eine gleich 
freudige Nachricht können wir in Betreff der Kartoffeln geben. Seit der Kriſis 
dieſer Pflanze in den letzten Jahren ließ ein Ulmer Gärtner es ſich augelegen ſeyn, 
dieſes Gewächs dadurch der Beobachtung zu unterwerfen, daß er es in Frühbee⸗ 
ten anpflanzte. Nun war es in vergangenen Jahren immer der Fall, daß, wie 
auf dem Felde, auch die Frucht dieſer Frühbeete krank war. Heuer dagegen find 
alle Kartoffeln geſund, voll Mehl und kräftigen Nahrungsſtoffes. Bleiben die 
Felder von verderblichen Streichen der Elemente befreit, ſo dürfen wir eine Erndte 
erwarten, welche allein die geſchlagene Wunde zu heilen vermag.“ 

eien pee i . 

Wien, den 21. Mai. Man behauptet, daß Se. Majeſtät der Kaiſer von 
Rußland unter dem Namen eines Grafen Rumjanzow durch Warſchau gereiſt fei- 
— Auf der Feſtung Carlsburg in Siebenbürgen befindet ſich jetzt eine merkwür⸗ 
dige Gefangene, die gefürchtete Catharina Keleman, geb. Varga, welche ſeit 
10 Jahren die Bewohner der Dörfer gegen die Roboten aufgewiegelt. Da der 
Szekler⸗Boden Jeden adelt und in dem Szekler Lande ſämmtliche Einwohner von 
Adel ſind, ſo ward auch ſie als adliche Perſon behandelt. Der Griechiſch⸗ſchis⸗ 
matiſche Biſchof von Herrmannſtadt hat ihre Verhaftung bewirkt, indem er ſie 
ſelbſt in feinem Geſpann und fo raſch hinwegführte, daß die nachjagenden Bauern 
ihn nicht mehr einholen konnten. 

Am 19ſten Nachmittags traf Ihre Kaiſerliche Hoheit die Großfürſtin Helena 
von Rußland auf ihrer Reife nach Gleichenberg hier ein, und ſtieg im Hotel zum 
Erzherzog Carl ab. Gleichzeitig kam auf dem Dampfboot von Linz Ihre Königl. 
Hoheit die Herzogin von Sachſen-Koburg, Tochter des Königs Ludwig Philipp, 
in Nußdorf hier an, und begab ſich ſogleich in den Palaſt ihres Schwiegervaters, 
des Herzogs Ferdinand von Sachſen-Koburg. Geſtern Vormittag aber trafen die 
Herzogin von Angonleme und die Infantin, Erbprinzeſſin von Lucca, Tochter 
der Herzogin von Berry, aus Frohsdorf hier ein und ſtiegen in der Kaiſerlichen 
Burg ab. Es heißt, die Herzogin von Angouleme werde 14 Tage hier ver⸗ 
bleiben, allein ſchwerlich werden ſich die Tochter Ludwig⸗Philipp's und die größte 
Feindin ihres Vaters, die Herzogin von Angouleme, an der Kaiſerl. Familien⸗ 
Tafel begegnen. — Seit acht Tagen ſinken hier und in den benachbarten Pro⸗ 
vinzen die Preiſe mit jedem Tage, und mit Recht freut man ſich, daß eine Kriſis 
für Oeſterreich vorüber it, — Das Kaiſerl. Patent wegen der Errichtung der 
Akademie der Wiſſenſchaften if in den höhern Kreiſen der Geſellſchaft der Gegen⸗ 
ſtand der lebhafteſten Theilnahme geweſen, allein im Mittelftand und bei der 
Mehrzahl der Bevölkerung hat es in dieſen Zeiten der Noth wenig Anklang g- 
funden, ja ſogar bittern Tadel hervorgerufen. — Von Seiten der Ungariſchen 
Hofkanzlei iſt dem Preßburger Comitate die amtliche Anzeige gemacht worden, daß 
die Landtags⸗ Quartiere für die Deputirten des am 1. November zu eröffnenden 
Reichstags am 15. October in Bereitſchaft zu halten feien, (Spen. 3.) 
rankrei ch. . 
Paris, den 22. Mai. Cs heißt, Prinz Joinville folle nach Paris zurück 
7) das Köpfen, Abſpitzen des auf der fi bildenden Aehre befindlichen Jederbüfchels. 


wurde. 


berufen werden und dem vorigen Marine-Miniſter Mackau den Oberbefehl des 
Evolutions-Geſchwaders übergeben. Man führt verfchiedene Urſachen für dieſe 
Maßregel an. Der Prinz ſoll wichtige, in den Fuilerieen nicht gebilligte Ma⸗ 
növer zur Prüfung der Tüchtigkeit der verſchiedenen Schiffs attungen beabſichtigt, 
auch eine Denkſchrift über die großen Mißbräuche det eat und des 
Dienſtes in den großen Kriegshäfen eingereicht haben. Es heißt, das Geſchwa⸗ 
der werde gerüſtet in Toulon abwarten, ob die Ereſgniſſe es nach Portugal oder 
nach Griechenland rufen. 4 

Nach den offiziellen Berichten des Gouverneur Bruat aus Otaheiti wurde am 
17ten December der wichtigſte und feſteſte Zufluchtsort der Eingeborenen, Fort 
Fautahna, durch Freiwillige unter Führung eines Verräthers, erſtiegen, wäh⸗ 
rend auf der andern Seite, dem eigentlichen Zugange, ein Scheinangriff gemacht 
Dieſes ſogenannte Fort iſt der Beſchreibung ngch ein mehrere 100 
Metres hohes, nach allen Seiten ſenkrecht abfallendes Felſenplateau und wurde 
an einer der ſteilſten Wände, wo gleichwohl durch Löcher in den Felſen zum Ein⸗ 
ſetzen der Füße und eingeſchlagene Pflöde zum Feſthalten die Möglichkeit dazu ge⸗ 
geben war. Nachdem die erſten Leute oben waren, wurden Strickleitern befeſtigt, 
und da die Belagerten dieſe Seite ihrer Stellung gänzlich unbeachtet ließen, er⸗ 
ſchien plötzlich eine Abtheilung Franzoſen im Rücken, worauf ſie ſich ohne einen 
Schuß ergaben. Von beiden Seiten iſt daher kein Mann verloren worden. Alle 
übrigen Häuptlinge unterwarfzu ſich in den nächſten Tagen, und der Gouverneur 
meldet vom Ende December die vollſtändige Anerkennung des Protektorats auf 
Otaheiti und Morai und die erfolgte Entwaffnung der Bewohner. 

Die Pairs⸗Kammer ſetzte geſtern und heute die Debatte über das Kapi⸗ 
tel von St. Denis fort. 0 


Der in Havre eingetroffene Wallfiſchfänger „John Cockerill“, welcher im Februar 
Otaheiti verlaſſen hat, überbringt die Nachricht von der Unterwerfung ber 
Königin Pomareh, welche unter jenem Datum im Begriff ſtand, die Zügel 
ihrer Regterung unter dem Protektorat wieder zu ergreifen. Dieſes Erelgniß, 
wodurch der lange und blutige Streit endlich beigelegt wird, iſt die natürliche 
Folge des glücklichen Handſtreichs vom 17. December v. J., welcher die für un⸗ 


nehmbar gehaltene Stellung von Fautahna in die Hände der Franzoſen geliefert, 


die Inſurgenten zur Niederlegung der Waffen ohne Schwertſtreich vermocht und 


endlich auch die Königin Pomareh ſelbſt bewogen hat, ſich unbedingt der Franzö⸗ 
ſiſchen Autorität zu fügen. Schon vorher hatte ſie dem Gouverneur Bruat Vor⸗ 
ſchläge zu einer Ausgleichung machen laſſen und die Bedingungen angedeutet, un⸗ 
ter denen ſie zu Anerkennung des Protektorats ſich verſtehen würde. Allein dieſe 
Bedingungen ſtipulirten die gänzliche Treunung und völlige Unabhängigkeit von 
einander für die beiden Gewalten; die Königin ſollte ihre vollen Befugniſſe über 
die Eingebornen wie früher wieder erhalten, die Befugniſſe des Franzöfifchen Pro⸗ 
tektorats aber lediglich auf die Ausländer ſich beſchränken, der Gouverneur daher 
auch den Titel führen „Gouverneur der Weißen.“ Dieſe Bedingungen erklärte 
Herr Bruat als unannehmbar, weil darin eine Verzichtleiſtung Frankreichs auf 
die Rechte lag, welche daſſelbe durch den Abſchluß des die Grundlagen des Pro⸗ 
tektorats regelnden Vertrags erworben hatte. Die Ereigniſſe des letzten Decem⸗ 
ber, welche die ganze Jnſel der Franzöſiſchen Botmäßigkeit unterwarfen, haben 
die Dinge nun vollſtändig geändert und den Eingangs erwähnten Eutſchluß der 
Königin Pomareh hervorgerufen. Nach Beſetzung und Sicherung der dem Feinde 
abgenommenen Poſten und Erſetzung der wegen ihrer Anhänglichkeit an Pomareh 
verdächtigen Chefs durch andere der Franzöſiſchen Sache ergebene, ſchickte Herr 
Gouverneur Bruat das Dampfſchiff „Phaeton“ nach Raiatea, wo Pomareh ſich 
befand, um ſeine Vorſchläge zu erneuern und ihr das Anerbieten zu machen, ſie 
ſogleich nach Otaheiti zurückzuführen. Der Capitain Pradier vollzog ſeine Sen⸗ 
dung mit Erfolg, und am sten Februar verließ die Königin Pomareh Raiaten, 
um nach Morea oder Eymeo zu gehen, einer kleinen Inſel in geringer Entfer⸗ 
nung und Augeſichts von Papeiti, wo ſie eine Zuſammenkunft mit dem Gouver⸗ 
neur verlaugt hatte, um die letzten Formalitäten ihrer Rückkehr an die Spitze ihrer 
Regierung zu regeln. Herr Bruat begab ſich ſogleich zu ihr. Sein erſter Akt 
war, ſie von der Ueberwachung befreien zu laſſen, mit welcher fie im erſten Au⸗ 
genblicke war umgeben worden, und ſo blieb er denn in Konferenz mit ihr bis 
zum 7. Februar, dem Tage der Abfahrt des „John Cockerill“, der wahrſcheinlich 
der Regierung die den getroffenen Abſchluß betreffenden Depeſchen überbracht hat. 


nigs, bezog von feinen Stellen ein Gehalt von 10,000 Fres. und hatte außer⸗ 
dem 30,000 Fr. Einkünfte Er iſt nach Amerika gegangen. 
Just Kober de en 

Rom den 8. Mai. (A. Poſtztg.) Das hisher unter dem Namen Acca- 
demia ecelesiastica bejtehende Kollegium Nobilium, das zur Ausbildung junger 
Abbaten für den höhern Staats- und Kirchendienſt beſtimmt war und aus dem 
die meiſten Monſignors vom Papſte gewählt wurden, iſt in dieſen Tagen von 
Sr. Heiligkeit aufgelöſt und es find die Mitglieder desſelben vorläufig entlaſſen 
worden, da einestheils die Einrichtung dieſes Inſtituts ſelbſt, anderntheils die 
Art, wie die darin Studirenden den Zweck ihres Aufenthalts erfüllten, den Ab⸗ 
ſichten Sr. Heil. nicht entſprechen konnte, indem dieſelben eine Freiheit genoſſen, 
welche der ernſten Beſtimmung des Ortes nicht zuſagte. Die fernere Geſtaltung 
dieſer Akademie iſt zwar bis jetzt noch nicht zur öffentlichen Kenntniß auf offiziellem 
Wege gelangt, doch ist ſo viel als gewiß anzunehmen, daß ferner nur ordinirte 
und mit der Doktorwürde verſehene Geiſtliche aufnahmsfähig ſind, welchen bloß 
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auf 3 Jahre der Aufenthalt in dem Akademiegebäude unter firengen, dem Zwecke 
ihrer Bildung entſprechenden Formen verſtattet iſt. Von der unbedingten Wahl 
Sr. Heil. hängt deren Beförderung zu- den höhern Staatsſtellen ab. Wie man 
für gewiß behauptet, ſteht auch den Canonicis di S. Spirito, den Dominikanern, 
denen vom Orden des hl. Augiſtin und ſpäter allen übrigen Ordenshänſern im 
Kirchenſtaate eine zweckmäßige Reform bevor. * 

Die nächtlichen Beſuche Pius’ IX. in Klöſtern und vorzüglich 
in Hoſpitälern, deren Verwaltung nicht in dem beſten Rufe ſteht, dauern fort. 
Ohne angemeldet zu ſein erſchien er vor Kurzem wiederholt in dem größten Nömi- 
ſchen Krankenhauſe von San Spirito, einer Anftalt, deren liegende Güter ſich 
auf mehrere Millionen Thaler belaufen und die ſogar eine eingene Bank mit aus⸗ 
gebreiteten Wechſelgeſchäften gegründet hat. Der Papſt fand die Krankenwächter 
meiſt ſchlafend, ebenſo die wachhabenden Kanonici, die das Hoſpiz verwalten, 
und ſoll ſogar einen verlaſſenen Sterbenden zum Tode vorbereitet haben. Voller 
Judignation erklärte er den Domherren, daß ihr Regiment in Zukunft durch Fran⸗ 
ciskanermönche erſetzt werden ſolle, welche hoffentlich die Pflichten der Humanität 
mit mehr Liebe ausüben würden. Aehnliche betrübende Erfahrungen von ſchlechter 
Verwaltung, bei der natürlich die Ueberſchüſſe in die Taſchen der geiſtlichen Herren 
fließen, anſtatt den armen Kranken zu gute zu kommen, machte der Papſt bei 
einem andern Abendbeſuch in dem großen Krankenhauſe von Sau Giacomo in Au⸗ 
guſta, welchem von Gregor XVI. die Barmherzigen Brüder vorgeſetzt wurden. 
Die Verwaltung dieſes Hoſpitals ſowie des von San Gallicano iſt ihnen abge⸗ 
nommen worden, der Kardinal Mattei wurde zum Generalviſitator der beiden 
Anſtalten ernannt und ein Mönchsorden ſoll künftig den Krankendienſt dort wie 
hier verſehen. 
Rußland und Pole n. 

St. Petersburg, den 18. Mai. Der Ober-Polizeimeifter von St. Pe⸗ 
tersburg, General⸗Adjutant Kokoſchkin, iſt zum General⸗Gouverneur von Tſcher⸗ 
nigoff, Poltawa und Charkoff, und der General. Major von der Suite Seiner 
Majeſtät des Kaiſers, Galachoff, zum interimiſtiſchen Ober» Polizeimeifter von 


St. Petersburg ernannt. 3 
re ti. 


Konſtantinopel den 29. April. Man ſchreibt uns aus Jeruſale m: 
„Es befindet ſich hier eine betrachtliche Anzahl von Rußland hergeſendeter Architek⸗ 
ten. Unter den Beamten und Geiſtlichen gehen beunruhigende Gerüchte umher, 
wie ſich deun die ehrgeizigen Strebungen des Rufſiſchen Kabinets hier fo deutlich 
ausprägen wie anderwärts. Man verbreitet das Gerücht, daß im gelobten Laube 
wie in allen andern orientaliſchen Ländern dem Stande der Dinge große Verände⸗ 
rungen bevorſtehen. Wenn erſt die heilige Stadt und das Grabmal Chriſti in 
der Gewalt der rechtgläubigen Kirche ſein würden, dann werde man den griechi⸗ 
ſchen Biſchöfen einen Patriarchen, einen Papſt nach dem Muſter der lateiniſchen 
Kirche geben. Der Viſchof von Jeruſalem werde unfehlbar Haupt der griechiſchen 
Kirche werden, der Ruſſiſche Czaar ihn zuerſt anerkennen und der ſiegreiche Kampf 
gegen das römiſche Papſtthum die Folge dieſer neuen Ordnung der Dinge ſein.“ 
Auch dies greift in den allgemeinen Plan ein, für welchen hier nach allen Seiten 
hin gewirkt wird. Ob dergleichen ausführbar ſei, wollen wir nicht unterfuchen, 
aber gewiß iſt es, daß alle dieſe Völkerſchaften, die ſeit undenklichen Zeiten eine 
vorherbeſtimmte große Veränderung erwarten und deren Phantaſie ihre treibende 
Kraft iſt, wenn ſie einmal aufgeregt werden, die Plane Rußlands wunderbar 
fördern können. . 

Die Engliſchen Berichte aus den Kaukaſiſchen Gegenden legen den 
Bewegungen der Ruſſiſchen Truppen gegen die Transkaukaſiſchen Provinzen, den 
Vorbereitungen in den Magazinen und den militairiſchen Kantonnements in den 
Bezirken von Eriwan, Baku und Goimvi lediglich Beziehung auf einen gegen 
Perſien beabſichtigten Streich bei. Möglich das, möglich aber auch, da Goimvi 
ebenſowohl dabei im Spiel iſt wie Baku, daß man das Türkiſche Reich dabei 
im Auge hat. 

Während Rußland auf allen Punkten des Türkifchen Reichs auf deſſen Auflö⸗ 
ſung hinwirkt, bearbeitet es, doch mit geringem Erfolge, das Kabinet des 
Groß herrn. So lange Reſchid-Paſcha, ein feuriger Patriot und erleuchteter 
Staatsmann, am Ruder iſt und von Männern wie ber Kapudan-Paſcha und 
Ali-Paſcha unterſtützt wird, werden die Plaue Rußlands, wie geſchickt ſie auch 
angelegt werden mögen, doch auch unter den ſchwierigſten Umftänden nur halben 
Erfolg haben. Vielmehr könnte die Pforte raſcher als man denkt ihre nicht genug 
gekannten Vertheidigungsmittel entfalten und die Gerüchte Lügen ſtrafen, welche 
Rußland über ihre unbedingte Schwäche ausſtreut. Dieſe Schwäche ift nicht na⸗ 
turbegründet, fie iſt das Werk der Ruſſiſchen Intriguen. Vor 1830 begleiteten, 
außer den Griechen, auch die ſlaviſchen Völkerſchaften die Waffen Rußlands mit 
ihren Wuͤnſchen und waren bereit, ſich allerwärts auf feinen. Ruf zu erhe⸗ 
ben. Seitdem haben ſich die Dinge in dieſem Betracht geändert. Ruß⸗ 
lands geringe Rückſicht, die es der Slaviſchen Nationalität bewieſen hat, 
überzeugte dieſe Volker, daß es mehr in ihrem Intereſſe liegt, ſich mehr 
an den Türkiſchen Schutz zu halten und eine Stellung wie die der Ser⸗ 
ben zu erſtreben, als ſich in ein Eroberungs⸗Syſtem unter dem Scep⸗ 
ter des Ruſſiſchen Abſolutismus verſlechten zu laſſen. Rußland hat dieſe Um⸗ 
ſtimmung wohl erkannt und fürchtet, dadurch dieſe fo lange begehrten Länder 
zu verlieren; vielleicht erklart das die größere Eilfertigkeit, mit der es jetzt, wohl 
gegen feinen frühern Plan, die orientaliſche Sache betreibt. Eine Lebensfrage 


dabei iſt für Rußland ein Wechſel des Türkiſchen Kabinets. Reſchid⸗Paſcha, wie 


griffen wird.“ 


ſehr er auch Liberaler ſei, hat doch das Wort eines der ausgezeichnetſten Türki⸗ 
ſchen Staatsmänner begriffen: „Man läßt ſich nicht darauf ein, die Meubles 
eines Hauſes in dem Augenblicke zu atrangiren, wo es von außen vom Feuer er⸗ 
Seine Reformen ſind weiſe und den Umſtänden angepaßt; ſein 
richtiges Urtheil ſieht die Gefahr voraus. Der Kapudan-Paſcha iſt ein Mann 
von bewährter Brapheit, von ritterlichem Geiſte, warmer Patriot und die treueſte 
und kräftigſte Stütze des Sultans. An Ali-⸗Paſcha ehrt man ebenſo feine Einſicht 
und Klugheit wie die unbeſtechliche Redlichkeit ſeines Charakters. Wären dieſe 
Männer durch die Ruſſiſchen Intriguen bei Seite geſchafft, während Riza-Paſcha, 
der Einzige, der den Sturm zu beſchwören vermöchte, jetzt nicht in der Lage iſt, 
ihr Nachfolger zu werden, ſo würde das Kabinet ſich nothwendigerweiſe entweder 
aus Ruſſiſchen Kreaturen oder aus Menſchen zuſammenſetzen, welche eben fo leicht 
zu betrügen wie zu gewinnen find. Wir nehmen Suleyman-⸗Efendi, den gegen⸗ 
wärtigen Türkiſchen Geſandten zu Paris, aus. Dann würden ſich Rußlands 
Abſichten mit der ganzen Energie und Konſequenz eines ſeit langer Zeit gepflegten 
Planes entfalten und auf lange die Ruhe der eiviliſirten Welt bedrohen; Frank⸗ 
reich, welches am Erſten aufgefordert wäre, Reſchid-Paſcha zu ſchützen, macht 
ihm die meiſte Noth, und wenn er ſtürzt, fo iſt das vornehmlich der Unkenntniß 
und Schwäche des Kabinets der Tullerieen zuzuſchreiben. Es tft gut, wenn Eu⸗ 
ropa weiß was bevorſteht. Aber wenn dieſe Vorausſicht es nicht zu einer feſten 
Haltung, zu wirkſamen Mitteln beſtimmt, ſo wird ſie nur die Folge haben, daß 
die Türkei ſich immer mehr mit dem Gedanken vertraut macht, die Eroberung 
durch feinen Ruſſiſchen Verfolger ſei ein unerbittliches Verhängniß, und fie kann 
trotz ihrer großen Mittel und ihres guten Willens erliegen, nicht weil ſie keine 
Kraft hätte, ſondern weil man ihr keine zutraut. Das Entgegengeſetzte iſt das 
Geheimniß der Erfolge Rußlands. Es wird für ſtärker gehalten als es iſt. Bei 
dem erſten Widerſtand einer weiſen und energiſchen Macht würde es dem Sturm 
ausweichen. (D. A. Z.) 


Vermiſchte Nachrichten. 

Breslau. Am erſten Pfingftfeiertage Abends um 9 Uhr erglänzte zur 
Freude des überraſchten Publikums zum erſtenmal die Gasbeleuchtung. Die ein⸗ 
zelnen Flammen, welche die Form eines großen Tulpenblattes haben, brennen in 
Laternen, deren oberer und unterer Rahmen nur durch einen Seitenſtab in einer 
den Häuſern zugekehrten Ecke zuſammengehalten werden, ſo daß die Erde gleich⸗ 
mäßig erhellt wird und das ſtörende Einfallen der Schattenſtreifen vermieden iſt. 
Wenn auch hin und wieder in der Stellung einzelner Laternen noch eine Aenderung 
wünſchenswerth ſein dürfte — an der Ecke der goldenen Krone z. B. würde gewiß 
noch eine Laterne ſehr zweckmäßig angebracht werden können — ſo iſt doch das 
Ganze ſo befriedigend ausgefallen, daß wir das Unternehmen als ein höchſt ge⸗ 
lungenes bezeichnen können, dem ſich in Deutſchland wohl nur ſehr wenige an die 
Seite ſtellen möchten. — (Und Poſen — 12) 

Neupork. — Madame Weiß mit ihren 48 kleinen Wiener Tänzerinnen, 
die ſich vor der ſchrecklichen Lynch⸗Juſtiz der Boſtoner zu uns geflüchtet hatte, hat 
wieder Muth gefaßt und neue Ausflüge nach den entfernteren Städten der Union 
angetreten. Als ſie mit den Kindern den berühmten Niagarafall beſichtigte, 
ſtürzten zwei von den kleinen Tänzerinnen, deren Fuß auf dem vom Waſſerſtaube 
des Falles feucht gewordenen Ufer ausglitt, hinab in das Waſſer. Die Stelle 
war tief und gefährlich, und die Kleinen wären verloren geweſen, wenn nicht 
ein Fiſcher, der zufällig gerade da ſeine Netze auswarf, ſie ergriffen und gerettet 
hätte. Man berechnet, daß Mad. Weiß bis jetzt in den Städten der Union, die 
ſie beſucht hat, ſchon eine halbe Million Fr. nach Abzug aller Unkoſten gewonnen 
hat, und daß fie, wenn ſie die ganze Union, beſonders den Süden, bereiſt, noch eine 
Million und mehr gewinnen kann. Sie hat den Vorfaß gefaßt, ihr Leben in Amerika 
zu beſchließen und zu dieſem Behuf eine prächtige Beſitzung bei Neupork gekauft. Sie 
hat das Reiſen ſatt und will nach Ablauf dieſes Jahres die geldbringenden Kinder an 
einen Theater-Unternehmer oder ſonſtigen Spekulanten gegen eine angemeſſene Abs 
findungsfunme verkaufen (0 um ſich zur Ruhe ſetzen zu können. 


N Theater. 

Mittwoch den 26. d. ſahen wir auf unſerer Bühne zum Erſtenmale, „die 
drei Unglückstage aus dem Leben Napoleons“, worin unſer ehrenwerther Gaſt 
Hr. Meyerhöffer noch überall Furore gemacht hat. Das Stück ſelbſt an⸗ 
langend, ſo iſt es als dramatiſche Arbeit nicht hervortretend, vielmehr iſt das 
Ganze als eine Gallerie hiſtoriſcher Tableaux anzuſehen, die bei reicher Ausſtat⸗ 
tung und ſcharfem Ineinandergreifen lebhaftes Intereſſe erregen. In letzterer 
Beziehung ließ jedoch dieſe erſte Vorſtellung manches zu wünſchen übrig. Was 
den Gaſt betrifft — die übrigen Rollen dienen blos zur Folie — ſo war zunächſt 
feine Maske vortrefflich, denn er hatte fein, Geſicht faft bis zur Portrait- 
Achnlichkeit mit dem weiland Weltdezwinger herzustellen gewußt; eben ſo cha⸗ 
rakteriſtiſch und hiſtoriſch beglaubigt waren Haltung und Bewegung, ſo daß 
wir ein vollendetes äußeres Bild. des Kaiſers vor uns erblickten. Weniger be⸗ 
ſtiedigte Referenten das Organ des Hrn. Meyerhöffer, das nur für die ru⸗ 
hig gehaltenen Scenen völlig ausreichte, für die bewegteren dagegen der nöthi⸗ 
gen Kraft und Schärſe entbehrte. Im Allgemeinen mußten jedoch auch wir 
Hrn. Meyerhöffer den vollen Beifall zollen, den fein Napoleon, als ächt 
charackleriſſiſche Darſtellung, noch überall gefunden hat und auch nothwendig 
finden muß. Der ſchoͤnſte Theil des Ganzen waren faf die Schluß tableaux, des 
ren begleitender Text von Mad. Pfiſter, als Klio, angemeſſen vorgetragen 
wurde. Wahrhaft überraſchend war namentlich die Schlußſcene beim Hervorruf 
des Gaſtes, wo er gleichſam wie ein Doppelgänger Napoleons daftand, wäh 
— 45 — m den Lorbeerkranz darreichte. — Möchte das Stück bei d 2 
} ehenden Wiederholungen noch etwas präciſer in ei jreifel ; 
even holungen noch präciſer in einandergreifend darge⸗ 


Stadttheater in Poſen. 

Sonnabend den 29ſten Mai: Zum Veneſiz für 
Herrn Meyerhöfer: Drei Unglückstage 
aus dem Leben Napoleons; hiſtoriſch-dra⸗ 
matiſches Gemälde in 3 Abtheilungen, nach dem 
Franzöſiſchen des Alexander Dumas. — Hierauf: 
Napoleons Aſche, oder: St. Helenas letzte 
Tage; Melodrama in 3 Abtbeilungen mit lebenden 
Tableaux von Theodor Drobiſch. Muſik von Ri⸗ 
hard Gene. — (Napoleon: Herr Meyerhöfer). 


So eben erſchien und iſt bei E. S. Mittler 
in Poſen zu haben: 


Die Eiſenbahnen und die innere 
C0oloniſation. 
Berlin, Ferd. Bethge's Verlagsbuchhandl. gr. 8. 
Geh. 6 Sgr. 


Wie beide Unternehmungen zu vereinigen, und 
mit geringen Mitteln ein großer Erfolg erzielt 


werden kann, zeigt dieſe Schrift in ebenſo geiſtrei⸗ 


cher als praktiſcher Weiſe und iſt fie für unfere 
Provinz noch von befonderem Intereſſe. 


Bekanntmachung. 
Auf den Antrag ihrer Verwandten und reſp. Ku⸗ 
ratoren werden die nachſtehend benannten Perſonen: 
1) Leonhard Dorn, ein Sohn des Schuh⸗ 
machers Johann Dorn von hier, welcher in den 
Jahren 1809 bis 1813 in Poſen verſtorben ſeyn 


oll 

! 2) der Schmiedegeſelle Franz Oſiecki aus 
Krotoſchin, welcher in den Jahren 1817 oder 1818 
von Krotoſchin auf die Wanderſchaft gegangen; 

3) der Carl Tarent, Sohn des Wirths Lorenz 
Tarent aus Rofztowo, Kröbener Kreiſes, welcher 
vor etwa 30 Jahren in die Gegend von Kaliſch ge⸗ 
zogen und dort zum Militair ausgehoben ſeyn ſoll; 

4) die Hedwig Ziayka, eine Tochter der Woy⸗ 
ciech und Marianna Ziaykaſchen Eheleute aus Kro⸗ 
toſchin, welche vor ungefähr 40 Jahren nach Kaliſch 

in den Dienſt und dann nach Rußland gegangen 
ſeyn ſoll; 

5) Hirſch Auerhahn aus Kozmin, welcher 
vor mehr als 40 Jahren nach Polen gegangen ſeyn 


ſoll; i 

6) der Tuchmachermeiſter Andreas Gottlob 
Seiffert aus Rawicz, welcher vor etwa 40 Jah⸗ 
ren in die Fremde gegangen und in Thorn verun⸗ 
glückt ſeyn ſoll; 

7) der Tuchmacher Carl Au guſt Dreſcher 
aus Karge, welcher ſeit 14 bis 15 Jahren verſchol⸗ 
len iſt; 

8) der Tuchmachergeſelle Chriſtian Bellach 
aus Schwerin, welcher im Jahre 1808 nach Ruſſiſch 
Polen gewandert it und im Jahre 1810 die letzte 
Nachricht aus der Gegend von Warſchau gegeben hat; 

9) die Geſchwiſter Radziſzewski: 

a) Johann, b) Barbara, c) Martin, d) 
Stanislaus aus Poſen, Kinder der Rofa- 
lie und Woyciech Radziſzewskiſchen Ehe: 
leute, welche ſeit länger als 15 Jahren ver> 

ſchollen find, und von denen: 

Johann vor 20 Jahren in Przeclaw gedient 
haben ſoll, 

Barbara in Warſchau ertrunken ſeyn ſoll, 

Martin im Jahre 1812 als Soldat nach Ruß⸗ 
land gegangen, und 

Stanislaus vor ungefähr 20 Jahren in Kaliſch 
bei einem Ruſſiſchen Offizier gedient haben 
und mit dieſem nach Rußland gegangen ſeyn 


toll; 

10) die Johanna Chriſtiana Jordan, zu⸗ 
erſt verehelichte Skorska, ſpäter verehelicht an den 
Doctor Korzyniewski, welche aus Pleſchen gebürtig 
iſt, in Kaliſch gelebt hat und vor mehr als 10 Jah⸗ 
ren von dort verſchollen iſt; 

Caspar Zenker aus Skoraſzewo, Pleſche⸗ 
ner Kreiſes, welcher vor etwa 40 Jahren von dort 
in die Fremde gegangen iſt; 

12) die Gebrüder Ferdinand und Samuel 
Gottlieb Reichert aus Oſtrowo, Tuchmacher⸗ 
Geſellen, welche in den Jahren 1819 oder 1820 auf 
die Wanderſchaft nach Ruſſiſch⸗Polen gegangen ſind; 

13) der Carl Eduard Schwarz, Sohn des 
Aus züglers Valentin Schwarz aus Czacz, welcher 
vor etwa 24 Jahren als Bedienter nach Warſchau 
gereift und ſeitdem verſchollen 17, 

14) die Geſchwiſter Michael und Agnes Ma- 
drofzkiewicz aus Krotoſchin, von denen: 

a) Mich s ni Sue 1812 mit den Franzo⸗ 
en na ußland gegangen, \ 

b) 5 Agnes an einen Schmidt Ignatz in 
Polen verheirathet geweſen, und im Jahre 


766 
1831 in oder bei Blaſzki an der Cholera ges 
ſtorben ſeyn ſoll; 

15) der Schmiedegeſelle Lucas Babski aus 
Kozmin, welcher im Jahre 1830 nach Polen gegan⸗ 
gen iſt und in Kaliſch als Rekrut des Polniſchen Hee⸗ 
res gefeben worden, demnaͤchſt verſcholleu iſt; 

16) Vincent Swoboda aus Waſowo bei Wy⸗ 
tomysl gebürtig, der vor etwa 40 Jahren zum Pol⸗ 
niſchen Heere ausgehoben ſeyn ſoll und ſeitdem nichts 
von ſich hat hören laſſen; N 

17) der Mühlenpächter Gottfried Stahn aus 
Grätz, welcher im Jahre 1828 oder 1829 nach Polen 
gereiſt und ſeitdem verſchollen iſt; 

18) Carl Benjamin Weber aus Kobylin, 
welcher vor etwa 38 Jahren nach Polen gegangen iſt; 

19) Peter Paſzke, auch Pafſzkiewicz genannt, 
aus Grabow, welcher im Jahre 1831 in der Polni⸗ 
ſchen Armee gedient hat und ſeitdem vermißt wird; 

20) Michael Görczynski, ein Sohn des Lu⸗ 
cas Görczynski von hier, welcher im Jahre 1809 
mit 7 Franzöſiſchen Armee nach Rußland gegangen 
ſeyn ſoll; 

21) der Fleiſcher Benjamin Wolff und feine 
Ehefrau Johanna Julianna Friederike geb. Renn, 
aus Bnin, welche vor mehr als 20 Jahren nach Po⸗ 
len gegangen und ſeitdem verſchollen find; und 

22) der Schneider Friedrich Chriſtian Carl 
Schmidt, Sohn des Schneiders Chriſtian Schmidt 
aus Arolſen gebürtig, welcher im Jahre 1825 von 
Neuwelt bei Liſſa aus auf die Wanderſchaft gegan⸗ 
gen, und nachdem er im Jahre 1826 zurückgekehrt, 
bald darauf nach Böhmen gegangen, feitdem aber 
verſchollen iſt, 

und die etwa von dieſen Verſchollenen hinterlaſſe⸗ 
nen unbekannten Erben und Erbnehmer aufgefor⸗ 


dert, ſich ſpäteſtens in dem 


am Iten December 1847 Vormittags 
um 10 Uhr 
vor dem Ober-Landesgerichts-Referendarius Bitt⸗ 
ner in unſerm Inſtruktionszimmer anſtehenden Ter⸗ 
mine ſchriftlich oder perſönlich zu melden und Nach⸗ 
richt von ihrem Leben und Aufenthalte zu geben und 
demnächſt weitere Anweiſung zu gewärtigen, widri⸗ 
genfalls die aufgebotenen Verſchollenen für todt er⸗ 
klärt und die unbekannten Erben derſelben mit ihren 
Erbanſprüchen werden präkludirt werden. 
Poſen, am 20. December 1846. 
Königliches Ober- Landesgericht. 
I. Abtheilung. 


Bekanntmachung. 

Am I[ſten Juni d. 3. früh um 9 Uhr ſol⸗ 
len durch den Herrn Rendanten Kurzhals im 
Hauſe Friedrichsſtraße No. 37. verſchiedene Mate⸗ 
rial⸗Waaren öffentlich gegen gleich baare Zahlung 
verkauft werden. 

Poſen, den 5. Mai 1847. 

Königl. Land- und Stadtgericht. 
Erſte Abtheilung. 


Verkauf. 

Die den Wolffertſchen Erben gehörigen, zu 
Poſen in der Altſtadt unter der Hypotheken⸗Num⸗ 
mer 386. und 387. bei der Walliſcheier Brücke an 
der Ecke der Gerber- und Breitenſtraße belegenen 
Grundſtücke ſollen f 

am Sten Juni d. J. 
vor mir aus freier Hand an den Meiſtbietenden ver⸗ 
kauft werden. Die Kauf- und Verkaufsbedingungen 
können bei mir eingtiehen werden. 

Poſen, den 19. Mai 1847. 

Krauthöfer, Notar. 


— 


Sonnabend den 29. Mai Verſammlung des Leh⸗ 
rer⸗Vereins in der Königl. Luiſen⸗Schule. 


Portland- Cement, 
zum Abputz oder Bewurf von Fagaden, zu Waſſer⸗ 
Bauten, Ornamenten, Belegung von Fußböden ꝛc. 
unvergleichlich, friert nicht ab, übertrifft alle andern 
Cemente an Bindekraft und Dauerhaftigkeit, und 
hat eine ſchöne helle Sandſteinfarbe. Das Faß von 

4 Centnern 74 Rthlr. Preuß. Cour. loco Poſen. 
Ausſchließliche Niederlage für Poſen: bei den Her⸗ 
ren Baumert & Rabfilber. 

Hamburg, im Mai 1847. 

N Emil Müller. 

Indem wir obige Anzeige beſtätigen, empfehlen 
wit uns zu geneigten Aufträgen auf Portland-Ce- 
ment beſtens. ; 

Poſen, im Mai 1847. 

Baumert & Rabfilber, 
Comptoir: Hotel de Paris. 


* 


Zur gütigen Beachtung! 

Einem hohen Adel und hochgeehrten Publikum 
zeige hiermit an, daß ich am Sten Juli c. wieder in 
Poſen eintreffen und Friedrichsſtraße No. 36. der 
Poſtuhr gegenüber logiren werde. i 

G. f Selle, 


Maitre Tailleur aus Berlin. 


Wollniederlagen 


nebſt Wohnungen find zu vermiethen Friedrichſtraße 
No. 36: der Poſtuhr gegenüber bei 
M 


Pincus. 


In meinem Haufe, Markt⸗ und Neueſtraßen⸗ 
Ecke No. 70. iſt von Michaeli c. ab eine Wohnung 
in der erſten Etage „beſtehend aus einem Salon, 4 
Piecen nebſt Küche, Keller ꝛc. zu vermiethen. Dies 
ſes Lokal iſt zu einem Geſchäfte gut geeignet und 
wird bis jetzt als Mode⸗Magazin von Herrn A. 
Kozkowski benutzt. 

M. 


Markt 62. iſt eine große Parthie Fenſterſtücke aller 
Art, namentlich für Gärtner brauchbar, billig zu 
verkaufen. 


Löwisſohn. 


Friſches Porter, 

Nürnberger Bier, 

Bairiſch Lager-Bier 
empfiehlt, — bei Abnahme größerer Quantitäten 
angemeſſenen Rabatt Louis Kühnaſt. 


i . Die erſten menen m 
N BR per Poſt erhalten Heringe hat 


J. Ephraim, 


Waſſerſtraße No. 2. 


Am 25ſten April d. J. iſt mir der 34 9 Großher⸗ 
zoglich Poſenſche Pfandbrief No. 39/2624. über 200 
Rthlr., auf das Gut Grzybowo und Chrzano⸗ 
wice Kreis Gneſen ausgeſtellt, entwendet worden. 


Ich warne daher Jedermann vor Ankauf deſſelben. 
Wagrowicc, den 26. Mai 1847. f 


v. Bielinsti. 
— 2 ——— . — ____ J 


Börse von Berlin. - 
Amtlicher Fonds- und Geld - Cours- Zettel 


Den 25. Mai 1847 Zins- Ereus.Gour 


Fuss. Brief. Geld. 
Staats-Schuldscheine ,„.... 3 | 94 | 9 
Präm.-Scheine d. Seehdl. a50T. | — 9574 9 
Kur.- u. Neum. Schuldverschr . 1904 — 
Berliner Stadt- Obligationen 3 93 rn 
Westpreussische Pfandbriefe | 33 | 93% | 981 
Grossherz. Posensche Pfandbr. . 4 u — 
dito dito dito 3 924 
Ostpreussische dito 31 96 9 
Pommersche dito 34 944 954 
Kur- u. Neumärkische dito 31 954 — 
Schlesische Aitor 341 — 97 
dito v. Staat. g. Lt. . 33 —— 
Friedrichs d'or ee 2 1 1 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr. — 12 * 
Discon io 8 — 4 5 
Actien. 
Berl. Anh. Eisenbahn Lit. 4. — 110 
dto dto. Prior. Obli g.. 44 — 
Berlin- Hamburger 4 1084 107 
0. 1 Priorität 4 | 973 
Berlin-Potsd.-Magdeb, ... 4 94 | — 
dio. Prior. Oblig. | 4 91 ER, 
tdi, dato. „ 5 1014 — 
Brl.-Stet. E. Lt. A. und B. — 1081 — 
Bonn Kölner Eisenbahn .... 5 — au 
Bresl.-Schweid,-Freibg,-Eisenb, | 4 | — 993 
dito. dito. Prior. Oblig .. 4 — ei 
Köln Mind. v. e... 4 u 91 
Düss. Elb. Eisenbahn ...... — 1083 1074 
dto. dto. Prior, Oblig,.,.. 4 — 91 
Magdeb- Halberstädter Eisenb. 4 — 1113 
Magd. Leipz. Eisenbahn 8 bias 
dito. dte. Prior. Oblig. | 4 1 
Niederschl.- Märk. 4 882877 
do. Priorität 4 92 914 
do. Priorität S oe 
Nied. Mrk. Zwgb. ..... .. 4 a 
do. Priorität 4456 —— 4 — 
Ob.- Schles. Eisenbahn Lt. A. 4 — 11031 
do do. Prior.-Obl. 4 = 2 
do. do. Li. B. , — | 983 | 973 
Rhein. Eisenbahn .. . — | 854 | — 
do, Stamm-Prior. (voll eingez.)] 4 5 
dto. die, Prior. Oblig. 4 902 — 
dto. vom Staat garant. 314 — 8 
Thüringer 3 4 9 — 
Wilb-B. (C.- O.)) 4 „„ 
Prinz Wilh. (Steele-Voh.))) 444 


(Hierzu ine Beilagen.) 


. 121. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 28. Mai 1847. 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 
Sitzung der Kurie der drei Stände am 19. Mai. 


(Schluß.) : 

Landtags-Kommiſſar (fährt fort): Ich weiß nicht genau und 
habe nicht im Augenblicke Zeit gehabt, die übrigen provinzialſtändiſchen 
Geſetze in dieſer Beziehung zu vergleichen; dasjenige aber, welches mir ge— 
rade vorliegt, und zwar das für Preußen, lautet alſo: „Alle bei dem 
Landtage eingehenden, ſo wie die von demſelben ausgehenden Anträge müſſen 
ſchriftlich eingegeben werden. Sind die letzteren einmal zurückgewieſen, ſo 
dürfen ſie nur alsdann, wenn wirklich neue Veranlaſſungen oder neue Gründe 
eintreten und immer nur erſt bei künftiger Berufung des Landtags erneuert 
werden.“ Nur das Wort „Veraulaſſung“ iſt in dem Geſetze vom 3. Februar 
weggeblieben, aber gewiß wird in dieſer Auslaſſung nicht die Abſicht erkannt 
werden, in dieſer Beziehung ſtrengere Grenzen zu ſtellen; denn daß aus neuen 
Veranlaſſungen auch neue Gründe folgen, das unterliegt, glaube ich, keinem 
Zweifel. Uebrigens will ich mich dagegen verwahren, daß meine Rede ein 
Eingriff in die Diskuſſion oder eine Erklärung ſei, um gegen den Wegfall 
dieſer Veſtimmung zu wirken. Vielmehr darf ich in dieſer Beziehung der 
hohen Verſammlung in keinerlei Weiſe vorgreifen. 

Abg. Dittrich: Als Antragſteller habe ich die dringendſten Gründe 
für den Antrag in dem letzten gefunden, welchen die Abtheilung ausgeſpro— 
chen hat, nämlich: daß durch Wiederholung der Petitionen das Fortbeſtehen 
früher zurückgewieſener Wünſche bekräftigt wird. . 

Abg. Graf v. Helldorff: Ich ſtimme für denjenigen Theil der Ab⸗ 
theilung, welche den Antrag, daß auch abſchläglich beſchiedene Bitten ohne 
Anführung neuer Gründe wiederholt werden dürfen, befürwortet hat. 

(Vielfacher Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Da Niemand mehr das Wort verlangt, ſo ſchließe ich 
die Debatte. Die Frage iſt einfach die: Sollen zurückgewieſene Petitionen 
auch ohne neue Gründe wieder angebracht werden dürfen? Diejenigen, welche 
für die Bejahung der Frage find, bitte ich aufzustehen. (Es erheben ſich viele 
Mitglieder.) Die Majorität läßt ſich nicht erkennen; ich erſuche daher die 

erren Ordner zu zählen. Das Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes: Die 
Ber ift bejaht mit 359 Stimmen gegen 99 Stimmen. j 

Referent v. d. Heydt: Anbelangend die für Petitionen der Provin⸗ 
zial⸗Landtage erforderliche Stimmenmehrheit von zwei Dritttheilen, ſo glaubte 
die Abtheilung bei der Ungewißheit darüber, wie nach Einſetzung der Ver⸗ 
einigten Landtags die künftige Bedeutung und Wirkſamkeit der Provinzial⸗ 
Landtage ſich praktiſch geſtalten werde, daß der Antrag wegen einfacher Stim— 
menmehrheit für Petitionen der Provinzial⸗Landtage wohl einer ſpäteren Er— 
wägung vorbehalten bleiben könne. 1 

Abg Moewes: Bereits am geſtrigen Tage habe ich mir erlaubt, die 
hohe Verſammlung zu bitten, auch durch einen Beſchluß in dieſer Verſamm⸗ 
lung das künſtliche Stimmen⸗Verhältniß von zwei Drittel der Stimmen auf 
das natürliche, das der abſoluten Majorität, zurückzuführen. Ich enthalte 
mich der Wiederholung aller Gründe, die geſtern und heute angeführt wor⸗ 
den find, für die Wichtigkeit des Petitionsrechts überhaupt, wie für die Re⸗ 
duktion des Stimmen-Verhältniſſes. Wenn aber die Abtheilung einen Grund 
gefunden hat, ſich dahin auszuſprechen, daß hier kein Beſchluß darüber ge⸗ 
faßt werden könne, und dieſer Grund in der Ungewißheit über die künftige 
Bedeutung und Wirkſamkeit des Landtages liegen ſoll, ſo muß ich bemerken, 
daß ich darüber nicht in Ungewißheit bin, denn die gegenwärtigen Berathun⸗ 
gen des Vereinigten Landtags haben davon überzeugt, daß die Exiſtenz der 
Provinzial⸗Landtage nicht in Zweifel ſteht. So lange als die Intereſſen der 
Provinzen ſich ſo verſchieden geſtalten, wie ſie wirklich vorhanden ſind, wird 
das Gouvernement ſtets Veranlaſſung haben, die Provinzial-Landtage mit 
Bearbeitung, Berathung und Begutachtung provinzieller Gegenſtände zu bes 
ſchäftigen. Nach meinem Dafürhalten iſt und bleibt es Hauptſache, daß den 

etitionen weder in dieſer Verſammlung noch bei den Provinzial-Landtagen 
der Weg zum Throne verſchränkt werde, und daß mit wahrem Vertrauen 
den Landtags⸗Verſammlungen die Entſcheidung überlaſſen wird, ob und welche 
Petitionen ſie für wichtig genug und geeignet finden werden, an den Stufen 
i egen. \ 

% 1 . Ich ſtimme dem verehrten Redner vollkommen 
bei in Allem, was er rückſichllich der Provinzial-Landtage gefagt hat. Ich 
bin wohl mißverſtanden, wenn geglaubt ift, daß ich geſtern geſagt habe, die 
Abtheilung könne nicht den Antrag der Petitionen auf einfache Stimmen⸗ 
mehrheit bei den Provinzial⸗Landtagen unterſtützen, weil der Fall verſchieden ſei. 

Abg. Bornemann: In der geſtrigen Sitzung wurde der hochwichtige 
Beſchluß gefaßt, daß Petitionen, die vorgelegt würden, mit einfacher Stim⸗ 
menmehrheit zu den Stufen des Thrones gelangen. Eben ſo wichtig iſt es 
auch für den Provinzial⸗Landtag, daß ihm auch dieſes Recht gewährt werde. 
Daher trage ich darauf an, daß ein hoher, Landtag beſchließen möge, die eins 
fache Stimmenmehrheit auch für die Provinzial⸗Landtage zu bevorworten. 

Abg. v. Maſſow: Meine Herren, wenn hier die Rede iſt von dem 
Stimmenverhältniß auf den Provinzial⸗Landtagen, fo glaube ich, daß es un⸗ 
ſere Pflicht ſei, die Wünſche zu berückſichtigen, welche auf dem letzten Pro— 
vinzial⸗Landtage ausgeſprochen find. Ich erlaube mir daher anzuführen, daß 
auf dem letzten Provinzial⸗Landtage der Provinz Preußen derſelbe Antrag 
geftellt worden ift, der jetzt hier vorliegt. Ich will eine hohe Verſammlung 
nicht mit Vorleſen der Gründe, die dafür und dawider angeführt worden ſind, 
und die im Weſentlichen übereinſtimmen mit dem, was hier angeführt wor— 
den iſt, ermüden. Ich erlaube mir blos den Schluß jener Berathung vor⸗ 
zuleſen: „Als nur hervorgehoben wird, daß der Provinzial⸗Landtag unmög⸗ 
lich ſelbſt das Gewicht ſeiner Petitionen werde ſchwächen wollen, was noth⸗ 
wendig der Fall fein müßte, wenn dieſelben nicht mehr von einer überwie⸗ 
genden Majorität beſchloſſen würden, daß dies um fo mehr der Fall fei, als 
die Petitionen des Landtags ſtets die Abänderung von etwas Beſtehendem 
bezweckten, daß aber alles Beſtehende die Präſumtion für ſich habe, und die⸗ 
fer Präſumtion gegenüber ein möglichſt großes Gewicht in die Waagſchale 
gelegt werden müſſe, fo beſchließt der Landtag mit großer Majoritat, dem 
Antrage keine weitere Folge zu geben. Ich habe hierauf ganz gehorſamſt 
auſmerkſam machen wollen und ſtimme 


dieſem Beſchluß einer großen Ma⸗ 


rität des Provinzial⸗Landtages in Preußen bei, der hier wohl einige Berüd- 
ſichtigung verdient. 5 
Abg. Tſchocke: Meine Herren, ich muß meinen Wunſch dahin aus⸗ 
ſprechen, daß der hohe Landtag fi vereinigen möge, dieſem geſtellten Amen⸗ 
dement beizutreten, welches dahin geht, daß an den Provinzial⸗Landtagen die 
einfache Majorität als ausreichend betrachtet werden dürfte, eine Bitte zu den 
Stufen des Thrones zu bringen. f ; 
Abg. Dittrich: Meine Herren, nur wenige Worte für den Antrag. 
Es giebt einen juriſtiſchen Grundſatz, der heißt: „an dem Rechte des Ganzen 
nehmen alle Theile Antheil.“ Ich bitte: ſchenken Sie dasjenige, was das 


Ganze hat, auch den Theilen. 


Abg. v. Brünneck: Nachdem wir geſtern den Beſchluß gefaßt haben, 
Se. Majeſtät zu bitten, daß Er geſtatten möge, daß der Vereinigte Landtag 
künftig diejenigen Petitionen am Throne niederlegen dürfe, für welche die ein⸗ 
fache Majorität gewonnen iſt, fo ſcheint es mir, als wenn gar kein Bedenken 
flattfinden dürfte, auch für die Provinzial-Landtage dieſes Recht allerunter⸗ 
thänigſt zu beanſpruchen. (Mehrere Stimmen: Abſtimmung!) 

Landtags⸗Kommiſſar: Das ſtändiſche Geſetz vom 5. Juni 1823 
beſtimmt: „Dem gegenwärtigen Geſeſte, was jedoch auf Neufchatel und 
Valangin keine Anwendung findet, wollen Wir für jede Provinz ein be⸗ 
ſonderes Geſetz, welches die Form und die Gränzen ihres ſtändiſchen Ver⸗ 
bandes beſtimmt, nachfolgen laſſen. Sollten Wir künftig in dieſen beſonderen 
Geſetzen Abänderungen als wohlthätig und nützlich erachten, ſo werden Wir 
dieſe nur nach vorhergegangenem Veirath der Provinzial-Stände treffen.“ 
Das Geſetz vom 3. Februar beſtimmt im §. 12: „Sollten Wir uns bewogen 
finden, ſtändiſchen Veirath über ſolche Aenderungen der ſtändiſchen Verfaſſung 
zu erfordern, welche nicht, als die Verfaſſung einer einzelnen Provinz be= 
treffend, von dem Landtage dieſer Provinz zu berathen find, fo werden Wir 
ein ſolches Gutachten nur von dem Vereinigten Landtage einfordern.“ Nach 
der Combination dieſer Geſetze iſt die Anſicht der Regierung unzweifelhaft die, 
daß in den Beſtimmungen der einzelnen provinzialſtändiſchen Geſetze ohne 
Anhörung der betreffenden Provinzial-Stände keine Aenderung getroffen were 
den dürfe. Deshalb würde ein Antrag, wie der jetzt vorliegende, wenn er 
an den Thron Sr. Majeſtät des Königs gelangte, keine Berückſichtigung fin⸗ 
den können, weil er (nach unſerer Anſicht) ein ungeſetzlicher wäre. Sollte 
alſo in dieſer Tendenz ein Antrag von der hohen Verſammlung geſtellt wers 
den, ſo könnte es kein anderer ſein, als die Bitte an Se. Majeſtät den König, 
daß Allerhöchſtdieſelben den nächſten Provinzial-Landtagen eine Propoſttion 
vorlegen laſſen möchten, dahin zielend, daß die Beſtimmungen, wonach zwei 
Drittel der Stimmen nöthig ſind, um eine Petition an Se. Majeſtät gelan⸗ 
gen zu laſſen, aufgehoben werden. Dies iſt der geſetzliche Standpunkt. 

Referent von der Heydt: Ich glaube, daß jedenfalls durch das neue 
Geſetz dem Vereinigten Landtage das Recht eingeräumt iſt, dahinzielende 
Bitten vorzutragen. Wenn dies früher hätte anders verſtanden ſein können, 
ſo wird die frühere Beſtimmung, ſo weit ſie dem §. 13 der Verordnung vom 
3. Februar entgegenficht, als beſeitigt angeſehen werden können. 

Abg. Möwes: Ich erlaube mir, die hohe Verſammlung darauf auf⸗ 
merkſam zu machen, daß der nicht vorgeleſene Schluß des $. 12 dahin lautet: 
„Und bleiben dieſem (dem Vereinigten Landtage) alle auf dergleichen Aen⸗ 
derungen der ſtändiſchen Verhandlungen bezügliche Anträge vorbehalten.“ 
Hierin finde ich den geſetzlichen Grund, daß dieſer Gegenſtand in dieſer hohen 
Verſammlung zur Berathung kommen muß. 0 

Landtags-Kommiſſar: Soll darin für mich ein Vorwurf liegen, 
daß ich dieſen Schluß nicht vorgeleſen habe, ſo darf ich wenigſtens verſichern 
daß er mich ohne wiſſentliche Verſchuldung trifft; denn wenn es heißt: „Und 
bleiben dieſem alle auf dergleichen Aenderungen bezügliche ſtändiſche Verhand⸗ 
lungen ausſchlie ßend vorbehalten“, ſo verſteht es ſich doch wohl von ſelbſt, 
daß dabei auch die Ausnahme, welche in demſelben Abſatze ſteht, vorbehalten 
bleibt, die Ausnahme nämlich, daß alle diejenigen Angelegenheiten, welche eine 
einzelne Provinz betreffen, nur von dem Landtage die ſer Provinz zu be⸗ 
rathen ſind. 

; a Dittrich: Derjenigen Erläuterung, die der Herr Landtags-Kom⸗ 
miſſar gegeben hat, kann ich nicht beitreten. Ich bin der Meinung, daß, 
wenn ein Geſetz ein vorhergehendes deutlich abändert, nur die Abänderung, 
nicht das frühere Geſetz gelten kann. 

Abg. von Auerswald: Ich bin ganz entſchieden der Meinung, daß die 
von dem Herrn Landtags-Kommiſſar ausgeſprochene Anſicht die richtige iſt. 
(Stürmiſcher Ruf nach Abſtimmung.) 

Marſchall: Es iſt gewünſcht worden, die Debatte zu ſchließen. (Viel⸗ 
facher Ruf: Ja! Ja!) Ich werde den von dem Herrn Landtags-Kommiſſar 
gemachten Vermittelungs-Vorſchlag zuerſt zur Abſtimmung bringen, der dahin 
geht, daß eine Allerhöchſte Propofition erbeten werden könne, wonach die Be⸗ 
ſtimmung aufgehoben werden möge, daß zur Einbringung von Petitionen eine 
Stimmenmehrheit von zwei Dritteln nothwendig iſt. € 

Sandtags-Kommiffar: Ich habe durchaus nichts dagegen, daß dieſer 
Antrag geſtellt werde, bitte aber, ihn nicht als einen ſolchen zu bezeichnen, 
der von mir als Vermittelungs⸗Vorſchlag ausgegangen ſei; ich habe vielmehr 
nur geſagt, daß der urſprüngliche Antrag nach der Anſicht der Regierung ein 
ungeſetzlicher ſei und nur der vorliegende als geſetzlich betrachtet werden könne. 

Marſchall: Ich muß mich ſelbſt dahin berichtigen, daß ich den Vor⸗ 
ſchlag des Herrn Landtags-Kommiſſars nur in Folge dieſer Bezeichnung, die 
ein geehrtes Mitglied brauchte, fo genannt habe. Will alſo die hohe Vers 
ſammlung ihre Bitte dahin richten, daß den nächſten Provinzial⸗Landtagen 
über den bewußten Gegenſtand eine Propofition zugehe? (Die Frage wird 
von mehr als zwei Dritteln der Anweſenden bejaht.) 

Miniſter von Canitz: Meine Herren, derſelbe Beweggrund, welcher 
meinen verehrten Kollegen, den Herrn Landtags-Kommiſſar, veranlaßt hat, 
bei dem Anfang der Verhandlung das Wort zu nehmen, bewegt auch mich, 
bei dem Anfange dieſer Diskuſſion Ihnen einige Bemerkungen vorzutragen, 
nämlich der Grund, ein Mißverſtändniß aufzuklären. Weit entfernt, der 
beabſichtigten Petition oder dem Antrage Ihrer Abtheilung entgegentreten zu 
wollen, kann ich mich vielmehr nur damit einverſtanden erklären. Zunächſt 
handelte es ſich davon, ob es in der Intention der Verordnung vom 3. Fe⸗ 
bruar liegen könne, das Pttitionsrecht der Stände zu beſchränken und in 
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Bezug auf alle äußeren Angelegenheiten abzuſchneiden, mit anderen Worten: 
ob es die Idee des Geſetzgebers geweſen ſei, von den getreuen Ständen ſeiner 
Lande zu erwarten und zu verlangen, daß.fie für die auswärtigen Verhält⸗ 
niſſe keinen Sinn und kein Gefühl haben ſollen. Ich antworte darauf auf 
das allerentſchiedenſte: Nein! das iſt Ihm gewiß nicht in den Sinn gekommen. 
Eine authentiſche Interpretation dieſes Geſetzes zu geben, liegt in der Macht 
von irgend Jemand unter uns; ich glaube aber, daß ein einfacher Blick auf 
die Worte des Paragraphen dazu genüge, um über den richtigen Sinn keimen 
Zweifel zu haben. Der Paragraph lautet nämlich: „Dem Vereinigten Land⸗ 
tage ſteht das Recht zu, Uns Vitten und Beſchwerden vorzutragen, welche 
innere Angelegenheiten des ganzen Staates oder mehrerer Provinzen betreffen, 
wogegen Bitten und Beſchwerden, welche allein das Intereſſe der einzelnen 
Provinz betreffen, den Provinzial-Ständen verbleiben.“ Meines Ermeſſens 
iſt der Sinn dieſes Paragraphen der Gegenſatz von allgemeinen und provin⸗ 
ziellen Intereſſen (wie die Abtheilung das Wort Angelegenheit amen⸗ 
dirt hat). Der Ausdruck: innere Angelegenheiten kann nicht fo ver⸗ 
ſtanden werden, als wenn damit jeder Blick und jede Erörterung über aus⸗ 
wärtige Angelegenheiten hätte ausgeſchloſſen werden ſollen. Es iſt 
aber gerade bei dieſen Angelegenheiten ſchwierig, durch eine Definition die 
Fälle vorher zu beſtimmen, welche Gegenſtand einer ſtändiſchen Petition zu 
werden geeignet ſein können. Die auswärtigen Angelegenheiten wenden mehr 
oder minder gewiſſermaßen die eine Seite den inneren Verhältniſſen der 
Länder zu, die ſte betreffen, ſonſt würden fie überhaupt kein Intereſſe dar⸗ 
bieten. Es können politiſche Verhältniſſe in einer anderen Hemiſphäre ſein, 
die uns Alle zuſammen nichts angehen. Diejenigen aber, die uns angehen, 
theilen ſich, wie in dem Bericht der Abtheilung ſehr richtig erörtert worden 
iſt, in ſolche, welche die Intereſſen des Landes, einzelner Individuen, einzelner 
Corporationen, einzelner Provinzen, der Stände, kurz, die irgend ein Intereſſe 
in unſerem Lande berühren, und in ſolche, wo das nicht der Fall iſt. Dieſes 
durch eine Definition vollkommen zu beſtimmen, würde eine ſchwierige Auf⸗ 
gabe ſein, und ich glaube auch überhaupt, daß man mit Definitionen oft 
Gefahr läuft, ſich vom Ziele zu entfernen, ſtatt es zu treffen. Auf einen 
ſichereren Halt weiſt der Bericht hin. „In ſolchen Fällen, in welchen der 
Königliche Kommiſſarius wegen ſchwebender Verhandlungen oder überhaupt 
im Intereſſe des Staats die weitere Erörterung irgend einer angeregten, 
äußeren Angelegenheit für bedenktich erklären möchte.“ Da appellirt die Ab⸗ 
theilung an eine Regel, an eine Macht, an ein Weſen, welches ich höher 
ſtelle, als alle Definitionen, nämlich an ihren politiſchen Takt, meine Herren, 
an Ihre Geſinnung! um mit zwei Worten zu reſumiren, was ich hier ſagen 
wollte, iſt Folgendes: daß eine Verkürzung des ſtändiſchen Petitions-Rechtes 
meines Erachtens in der Verordnung vom 3. Februar nicht beabſichtigt iſt, 
daß aber eine Beſchränkung deſſelben in Beziehung auf die auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten nicht durch bindende Vorſchriften, ſondern durch den richtigen, 
durch die Verhältniſſe diktirten Takt der Verſammlung dasjenige iſt, auf 
das ich provozire. ur 

Referent v. d. Heydt lieſt das Gutachten zu V.: Der Abgeordnete 
Hanſemann äußert am Schluſſe feines Petitions⸗Antrages noch Folgendes: 
„Inſofern in der Beſtimmung des §. 13. der mehrgedachten Verordnung vom 
3. Februar c., wonach das Petitionsrecht des Vereinigten Landtages auf „in⸗ 
nere Angelegenheiten“ des Staats feſtgeſetzt iſt, eine Beſchränkung dahin in⸗ 
terpretirt werden ſollte, daß die Petitionen nicht auf die Beziehungen des 
Staats zum Auslande gerichtet ſein dürften, ſo unterlaſſe ich dieſerhalb einen 
Antrag zu ſtellen, weil dieſe Interpretation mit den Rechten im Widerſpruch 
ſtehen würde, welche Deutſche Landſtände, wie ſie nach der Bundesakte in 
allen Deutſchen Staaten beſtehen ſollen, von Alters her beſitzen. Dieſe In⸗ 
terpretation iſt nicht zuläſſig, eben weil ſie nach meiner Ueberzeugung gegen 
ein feſtſtehendes Recht ſtreiten würde.“ Dagegen iſt der Antrag des Abgeord- 
neten v. Vincke ausdrücklich auf Aufhebung der Beſchränkung des Petitions⸗ 
rechts auf innere Angelegenheiten, nämlich auf den Wegfall des Wortes 
„innere“ im §. 13. der Verordnung vom 3. Februar gerichtet. Der Herr 
Antragſteller ſagt dabei: „Soll das noch jüngſt in den Angelegenheiten von 
Schleswig⸗Holſtein ſo lebhaft hervorgetretene Deutſche Nationalgefühl geſtärkt 
und belebt — ſoll die Ausbildung und Kräftigung des Zoll-Vereins gefördert 
— ſoll der Deutſche Bund von nationellen Sympathieen umgeben — ſollen 
Verluſte, wie die in Folge der Einverleibung Krakau's eingetretenen, vermie⸗ 
den werden, ſo erſcheint es erforderlich, daß das ſtändiſche Element des zwei- 
ten der Deutſchen Staaten auch den auswärtigen Angelegenheiten nicht fremd 
bleibe“ Bei der Berathung in der Abtheilung war man allgemein darin 
einverſtanden, daß das Petitionsrecht der Stände eine weſentliche Beſchrän— 
kung erleiden würde, wenn die Beſtimmung sub §. 13. der gedachten Vers 
ordnung dahin interpretirt werden möchte, daß auch ſolche äußere Angelegen- 
heiten von dem Petitionsrecht ausgeſchloſſen fein ſollten, welche mit den inne⸗ 
ren Angelegenheiten des Landes im allernächſten Zuſammenhange ſtehen. Es 
wurde dies um fo weniger für zuläſſig erachtet, als ſchon auf Provinzial⸗ 
Landtagen Handels-Verträge mit auswärtigen Staaten häufig Gegenſtand 
von Petitionen geweſen ſind, und nicht ſelten dringende Veranlaſſung eintre— 
ten dürfte, ſolche auswärtige Beziehungen zur Sprache zu bringen, welche 
für die inneren Angelegenheiten von entſcheidendem Einfluſſe ſind. Es wurde 
dabei namentlich der Einverleibung von Krakau gedacht, wegen welcher felbft 
Petitionen ſtädtiſcher Corporationen Allerhöchſten Orts die wohlwollendſte Auf⸗ 
nahme fanden. Es wurde insbeſondere in Beziehung auf die Beſtimmungen 
des Zoll⸗Tarifs, auf die Schifffahrts⸗Verhälkniſſe und die Handels- Politik 
für Janz unvermeidlich erachtet, nicht blos innere, ſondern auch auswärtige 
Angelegenheiten zu berühren. Da nun ſchon auf dem gegenwärtigen Land⸗ 
tage der Fall vorgekommen iſt, daß der Herr Landtags-Marſchall mehrere 
Petitionen, welche auswärtige Angelegenheiten betrafen, aber mit den Inter⸗ 
eſſen des Staats in naher Verbindung ſiehen, ohne dem Landtage davon 
Kenntniß zu geben, den Antragſtellern auf Grund des §. 13. der Verordnung 
vom 3. Februar c. br. manu als nicht zur Kompetenz des Landtags gehörig, 
zurückgegeben hat und eine buchſtäbliche Anwendung jener Beſtimmung vor⸗ 
ausſichtlich zu vielen zeitraubenden und unangenehmen Kompetenz- Konflikten 
Anlaß geben wird, ſo fand die Abtheilung in ihrer überwiegenden Majorität 
zur Vermeidung ſolcher Konflikte und zur Sicherung des den Ständen un⸗ 
zweifelhaft zuſtehenden Petitionsrechts in dem Antrage des Abgeordneten von 
Vincke das geeignetſte Mittel. Die Minorität der Abtheilung hielt dagegen 


eine buchſtäbliche Interpretation jener Veſtimmung da, wo innere Angelegen⸗ 
heiten des Staats von auswärtigen Angelegenheiten nahe berührt ſeien, dem 
eigentlichen Sinne der Beſtimmung keinesweges entſprechend; ſie wollte darin 
nur die Ausſchließung ſolcher Fragen der äußeren Politik erkennen, welche 
das innere Intereſſe des Landes nicht beträfen, und glaubte demnach die 
Nothwendigkelt einer Aenderung der fraglichen Beſtimmung zur Herbeiführung 
einer Interpretation in dem gewünſchten Sinne nicht anerkennen zu können. 
Die hiernach von dem Herrn Vorſitzer zunächſt dahin geſtellte Frage, ob über⸗ 
haupt in Beziehung auf 3. 13. der Veroldnung vom 3. Februar eine Bitte 
an Se. Maßeſtät vorzuſchlagen ſei, wurde mit 15 gegen 3 Stimmen bejaht. 
Demnächſt kam der Antrag des Abgeordneten v. Vincke wegen Wegfalls des 
Wortes „innere“ im §. 13. der Verordnung vom 3. Februar c. zur Abſtim⸗ 
mung, und es beſchloß die Abtheilung mit 11 gegen 6 Stimmen, dieſen An⸗ 
trag bei dem hohen Landtage zu bevorworten. Endlich wurde vorgeſchlagen, 
llatt des Wortes „Angelegenheiten“ das Wort „Intereſſen“ in demſelben Pa⸗ 
ragraphen zu ſubſtituiren, um dadurch die Kompetenz des Vereinigten Land⸗ 
tages und den Gegenſatz zu den Angelegenheiten, welche das „Intereſſe“ ein⸗ 
zelner Provinzen berühren, noch näher zu bezeichnen, und es wurde darauf 
aufmerkſam gemacht, daß auch in den provinzialftändiihen Geſetzen zur Be⸗ 
zeichnung der Kompetenz der Provinzial-Landtage das „Intereſſe“ der Pro⸗ 
vinz überall als maßgebend bezeichnet ſei. Bei der von dem Herrn Vorfiger 
veraulaßten Abſtimmung über dieſen Vorſchlag wurde derſelbe mit 15 gegen 
2 Stimmen zur Bevorwortung bei dem hohen Landtage angenommen. 
Schließlich kam es noch zur Sprache, ob nicht bei einer im Sinne dieſer Ab- 
ſtimmungen erfolgenden Aenderung des §. 13. der Verordnung vom 3. Fe⸗ 
bruar ein Zuſatz angemeſſen ſcheine, zu dem Zwecke, um ſolche Angelegenhei⸗ 
ten der äußeren Politik, welche das Intereſſe des Landes nicht berühren, von 
der Kompetenz auszuſchließen. Es wurde aber für ſchwierig erachtet, irgend 
einen Zufag zu formuliren, der die Grenzen genau auszudrücken und neue 
Kompetenz⸗Erörterungen zu beſeitigen vermöge. 

Marſchall: Ich bin Sr. Excellenz dem Herrn Miniſter der auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten zu großem Dank verbunden, daß er uns dieſe Erklä⸗ 
rung über den F. 13. gegeben hat Ich ſelbſt habe eine ſolche Auffaſſung 
deſſelben nicht gehabt, ich geſtehe es ein, ich habe ihn für bindender gehalten, 
ich glaubte nicht, daß die äußeren Angelegenheiten unter irgend einer Bezie⸗ 
hung Gegenſtand der Berathung des Landkages ſein könnten. Ich kann alfo 
dieſe Aeußerung und Auslegung des Herrn Miniſters nur freudig begrüßen, 
indem ich annehme, daß der Herr Miniſter in Uebereinſtimmung mit dem 
ganzen Miniſterium und dem Herrn Kommiſſar geſprochen hat. Wäre fie 
mir, dieſe Auslegung, früher bekannt geweſen, fo würde ich es mir nicht er⸗ 
laubt haben, mehrere Anträge, welche ſich nicht auf innere Angelegenheiten 
bezogen, zurückzugeben. Jetzt halte ich mich für befugt, ſie anzunehmen, 
und werde ſie den betreffenden Abtheilungen überweiſen. Ich will hinzuſetzen, 
daß es dann allerdings von dem Takte der Verſammlung, der gewiß ein ſehr 
hoher iſt, abhängen wird, ob ſie dieſe Anträge unterſtützen wolle oder nicht. 

Abg. v. Beckerath: Ich glaube, daß durch das zuletzt Verhandelte der 
vorliegende Gegenſtand der Abſtimmung nahe gebracht iſt, indeſſen ſcheint es 
mir doch nicht jo zu liegen, daß nicht noch irgend eine Aufklärung, irgend 
eine Erörterung nöihig wäre. Namentlich beſteht augenſcheinlich eine Diffe⸗ 
renz zwiſchen den Anſichten des Herrn Miniſters der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten und denen, die der Herr Marſchall gegenwärtig ausgeſprochen hat, 
eine Differenz in Bezug auf den konkreten Fall, nämlich in Bezug auf die 
Petition, betreffend die nationale Selbſtſtändigkeit von Schleswig- Holſtein. 
Auch ich gehöre zu denjenigen Abgeordneten, die eine ſolche Petition einge⸗ 
reicht hatten und fie von dem Herrn Landtags-Marſchall zurückerhielten, weil 
er die Verſammlung zur Berathung dieſer Angelegenheit auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes nicht für kompetent hielt. Der Herr Marſchall hat nun zwar die er⸗ 
neuerte Einreichung genehmigt, da aber der Herr Miniſter dieſe Frage als 
eine dem Kreiſe unſerer Berathung fremde bezeichnet hat, da ferner dieſer 
Gegenſtand von der größten nationalen Wichtigkeit iſt, ſo glaube ich, daß es 
in dem Intereſſe der Verſammlung iſt, dem Herrn Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten kurz zu ſagen, was die Antragſteller zu ihrem Geſuche be⸗ 
wogen hat. Der Herr Miniſter ſelbſt hat erklärt, daß jede äußere Angelegen⸗ 
heit eine innere Seite habe; wenn dies aber bei allen äußeren Angelegenhel⸗ 
ten der Fall iſt, fo tritt dies ganz beſonders in der ſchleswig⸗holſteinſchen 
Frage hervor. Es wird kaum einen Theil Dentſchlands geben, von wo aus 
nicht ein Ruf der Sympathie an die in ihrer nationalen Selbſtſtändigkeit be⸗ 
drängten Schleswig⸗Holſteiner gerichtet worden wäre. Man hat erkannt, daß 
es ſich hier nicht blos um die Gefahr der Beſchränkung des deutſchen Terri⸗ 
toriums, um die Möglichkeit der Entfremdung desjenigen Theils unferes Va⸗ 
terlandes handelt, der für ſeine künftige maritime Entwickelung von großer 
Wichtigkeit iſt, ſondern daß hier Größeres, daß die Errungenſchaft der neue⸗ 
ren deutſchen Geſchichte, das Gefühl der Selbſtſtändigkett und nationalen 
Macht, die keinen Eingriff duldet, auf dem Spiele ſteht. Dieſes nationale 
Machtgefühl iſt, wie die Bedingung befriedigender Verhältniſſe nach außen, 
ſo auch die Grundlage einer gedeihlichen Entwickelung im Innern, und über⸗ 
all, wo es berührt wird, ſei es ſchmerzlich oder freudig, da handelt es ſich 
um eine tief⸗innerliche Angelegenheit. Wenn ſchon die Fragen, die den deut⸗ 
ſchen Vundes⸗Verein betreffen, wegen der vielfachen Rückwirkung, die fie auf 
die inneren Zustände der einzelnen Vundesſtaaten äußern, in keinem der letz⸗ 
teren als äußere Angelegenheit betrachtet werden können, fo hat Preußen zu 
der ſchleswig⸗holſteinſchen Frage noch eine beſonders nahe Stellung. Preußen 
iſt, wie dies in einer unvergeßlichen Stunde von erhabenem Munde ausge: 
ſprochen wurde, zum Schilde geworden für die Sicherheit und die Rechte 
Deutſchlands. Dieſe Stellung hängt mit der Lebenskraft des Staats eng zu⸗ 
ſammen, ſie bedingt die Feſtigkeit ſeines fortſchreitenden Entwickelungsganges, 
und von dem Augenblicke an, wo Preußen dieſe Stellung, den Ereigniſſen 
gegenüber, verkennen ſollte, von dieſem Augenblick an wird es auch eine 
Schwächung in feinen inneren Zuſtänden erleiden. Wenn dem aber ſo iſt, 
follten dann die Stände des Reichs nicht berechtigt fein, in einer ſolchen An⸗ 
gelegenheit, die den tiefſten Nerv unſerer ſtaatlichen Exiſtenz berührt, eine 
Bitte an Se. Majeſtät den König zu richten, ſollte dies eine dem Kreiſe un⸗ 
ſerer Berathung fremde Angelegenheit ſeyn? Nicht nur hat jede ſolche Frage 
eine innere Seite, fie kann auch möglicherweiſe eine derartige Wendung neh⸗ 
men, daß wir genöthigt find, Gut und Blut für ihre Löſung einzufegen, 
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und ich glaube, daß es ein natürliches Recht der Verſammlung iſt, in ſolchen 
abi wenigſtens eine Bitte an den Thron niederzulegen. Der Zweck des 
ändiſchen Inſtituts iſt das Zuſammenwirken mit der Regierung in allen An⸗ 
elegenheiten des Landes, warum ſoll dieſes Zuſammenwirken, von dem das 
Wohl und Wehe des Vaterlandes, ſeine ganze nr und jetzt mehr als 
je, abhängt, warum ſoll es in irgend einer Weiſe verkürzt werden? Ich be— 
fürworte daher den Antrag an Se. Mäjeſtät den König, daß die Stände⸗ 
Verſammlung ermächtigt werden möge, Petitionen in allen Angelegenheiten, 
äußere, wie innere, an die Krone zu richten. (Bravo.) 

Staats⸗Miniſter Frhr. v. Canitz: Ich möchte wohl wiſſen, welche Bitte 
von Seiten der Stände an Se. Majeſtät zu richten ſei, und was Se. Ma⸗ 
jeſtät in dieſer Sache thun ſolle? Es iſt hingewieſen worden auf eine mög— 
liche Zukunft, daß daraus ein Kampf oder Krieg entſtehen und die deutſche 
Nationalität verdrängt werden könnte. Iſt ein ſolcher Fall vorhanden? So 
weit ich die auswärtigen Angelegenheiten kenne, nein! — Ich wüßte nicht, 
um was man bitten, über was man Beſchwerde führen, was man befürwors 
ten ſollte. Daß auch dieſe Angelegenheit nicht vernachläſſigt und, ſo weit ſie 
Vundes⸗Angelegenheit iſt, nichts verſäumt worden iſt, darüber bedarf es wei⸗ 
ter keiner Erörterung, Petition oder Nachforſchung, indem der darüber ge= 
faßte Bundesbeſchluß aller Welt bekannt iſt. Jedes Hineinmiſchen in diete 
Sache würde den Betheiligten jetzt nur üblen Dienſt thun; ſollte ich einen 
Grund anführen, warum ich mich dem widerſetze, ſo weiß ich zunächſt keinen 
beſſeren, als den des mehrgedachten Taktes. Dem Vaterlande wird damit 
nicht genügt, und für die auswärtige Politik kein Reſultat hervorgebracht, 
ſondern nur eine Demonſtration gemacht, die nach meiner Ueberzeugung zu 
gar nichts führt. 5 

Abg. Siebig: Hohe Verſammlung! Sie haben fo eben Worte vernom- 
men aus dem Munde eines hochgeehrten Redners, den ich nicht erreiche, und 
eben ſo die Worte aus dem Munde eines Miniſters, daß die Frage, die auch 
mir als eine Lebensfrage erſcheint, hier nicht zur Diskuſſion gehört; ich glaube 
aber, daß Preußen der Staat in Deutſchland iſt, auf den alle übrigen Volks⸗ 
ſtämme mit Vertrauen blicken, daß es die Hand nicht zurückziehen darf, wenn 
ein Volksſtamm durch irgend eine Angelegenheit in ſeiner Exiſtenz bedroht 
und von dem Vaterlande losgeriſſen oder in Gefahr iſt. Deutechland kann 
nur groß fein, wenn es eine Einheit bildet, und es kann nur gedeihen, wenn 
Preußen, diejenige Macht,, die zu feinem Schutze berufen iſt, nicht verfäumt, 
die Pflichten zu ergreifen, dte es ergreifen muß und allezeit ergreifen wird. 
Beſchränkungen, wie fie in Schleswig⸗Holſtein vorgekommen find, haben die 
Herzen der Nation vom Süden bis zum Norden ergriffen, und mit bluten⸗ 
dem Herzen ſind die Wünſche ausgeſprochen worden, und dieſe ſind an der 
hoöchſten Stelle, ich nenne das Land in Bayern, gutgeheißen worden, und 
auch in Preußen ſind Wünſche der Art ausgeſprochen, und hier an dieſem 
Orte, wo die preußiſche Nation zum erſtenmale feine Vertreter hingeſandt 
hat, ſoll dieſer Angelegenheit nicht gedacht werden, die ſo wichtig iſt. Ob 
Preußen einmal das Schickſal Polens hätte oder nicht, (Oho!) fo glaube: 
ich, die hohe Stände-Verſammlung würde ſich ihre Würde vergeben, wenn 
wir im Angeſichte des deutſchen Vaterlandes dieſe hochwichtige Frage hier 
nicht zur Anregung brächten. Ich kann nur dafür ſtimmen, daß dieſer Le⸗ 


vbensfrage der Eingang in dieſe Stände⸗Verſammlung nicht verwehrt werde. 


Noch auf einen Punkt will ich aufmerkſam machen, es iſt die hochwichtige, 
traurige Erſcheinung mit Krakau; da ſind mit wenigen Federſtrichen die Le⸗ 
bensadern einer der reichſten Provinzen durchſchnitten und dem Vaterlande 
die tiefſten Wunden geſchlagen, die ſchwerlich zu heilen ſein dürften. Wenn 
alſo ſolche Fälle vorkommen, ſo glaube ich, daß Urſache genug da ſei, um das 
Gouvernement zu der Ueberzeugung zu bringen, daß es hier von allen Sei⸗ 
ten beleuchtet und erörtert und wo möglich Se. Mafeſtät mit der Bitte an⸗ 
gegangen werde, nach Kräften und Umſtänden da einzuſchreiten, wo es Noth thut. 

Marſchall: Nachdem ich gebeten habe, die Petitionen, welche auf 
Schleswig⸗Holſtein Bezug haben, mir zukommen zu laſſen, um fie einer Ab⸗ 
theilung zu übergeben und zur Berathung zu bringen, ſo ſcheint dies wohl 
zu genügen. 

Miniſter der ausw. Angel.: Wenn ich die Ehre hätte, Mitglied 
der Verſammlung zu ſein, ſo würde ich gewiß dagegen ſtimmen, eine Peti⸗ 
tion zu machen, die zu nichts führt. In dem anderen Falle iſt in einer Weiſe 
gesprochen worden, die gar nicht zu dem Wege einer Petition führt, indem 
man fagt, es ſei mit einigen Federſtrichen ein Akt der Willkür geſchehen; 
handelte es ſich von einer näheren Erörterung dieſer Angelegenheit, ſo würde 
ich ſie keinesweges ſcheuen. Es handelt ſich hier aber nicht davon, und ich 
wiederhole meine Berufung auf den Takt der Verſammlung. 

Abg. Graf v. Schwerin: Wenn der Herr Miniſter das Recht aner⸗ 
kennt, in ſolchen Angelegenheiten eine ſolche Petition zu erlaſſen, dann wird 


es genügen, Se. Majeftät zu bitten, das Geſetz dahin zu deklariren . 
Minifter des Ausw. Ich habe hier kein Recht abzusprechen, noch an⸗ 
zuerkennen. 


Abg. Graf v. Schwerin: Die Meinung ſcheint dahin zu gehen, daß 
es nur einer authentiſchen Interpretation bedürfe. Darum handelt es ſich nur, 
ob wir Se. Majeflät bitten wollen, das Recht uns beizulegen, oder ob 
wir die Bitte nach der Erläuterung des Herrn Miniſters dahin zu ſtellen 
haben, das Geſetz fo auszulegen, wie er angeführt hat. 

Abg. Siebig: Ich will mir nur erlauben, zu bemerken, daß meine 
Worte mich ſchnell hingeriſſen haben. f 
Miniſter des Aus w.: Wir find nicht hier, um Converſation zu machen. 
Abg. Siebig: Ich erlaube mir zu bemerken, daß es ſich hier handelt 
um das Wohl oder Wehe einer großen gewerbtreibenden Klaſſe in Schleſten. 

Miniſter des Aus w.: Wir ſind nicht hier, um Converſation zu machen. 

Marſchall: Bei der großen Koſtbarkeit der Zeit ſtelle ich anheim, ob, 
ungeachtet ſich noch einige Redner gemeldet, wir nicht zum Schluſſe kommen 
können. Ich habe die Abſicht, folgende Frage zu ſtellen: ſoll eine Deklaration 
über den F. 13. erbeten werden, welche außer ö 
tereſſen des Staats von der Verathung des Landtags nicht ausgeſchloſſen 
ſind? Ich glaube nicht, daß viele abweichende Meinungen von dieſer Frage 
ſein werden. Ich bitte den Herrn Secretair, die Frage nochmals vorzuleſen. 
(Geſchieht.) Iſt die Verſammlung damit einverſtanden? (Sämmtliche Mit⸗ 
glieder erheben ſich.) Ja, einſtimmig! Der Gegenſtand iſt alſo erledigt. 
Wir kommen nunmehr zu dem Gutachten, betreffend die Petition auf Aen⸗ 


Zweifel ſetzt, daß äußere In⸗ 


derung des §. 2. des Geſetzes vom 1. Juli 1823 wegen Anordnung von Pro⸗ 


vinzial⸗Ständen, namentlich in Bezug auf die Diſſtdenten. Der Herr Ab⸗ 
geordnete Graf v. Gneiſenau iſt Referent. 0 
Referent Graf v. Gneiſenau: 


Gu t a chte n 


* 
vierten Abtheilung der Kurie der drei Stäude des erſten Vereinigten Landtages, be⸗ 
treffend die Petition des Abgeordneten von Saucken⸗Julienfelde auf Abänderung des 
$. 5, 2 des Geſetzes vom 1. Juli 1823, wegen Anordnung der Provinzial⸗ Stände, 
. „namentlich in Bezug auf die Diffidenten. 

Die genannte Petition enthält zwei weſentlich verſchiedene Anträge, wovon a) der 
erſtere dahin geht, daß der Grundſatz geſetzlich ausgeſprochen werden möge: bei Aus 
übung politiſcher Nechte ſei Niemand nach ſeinem Glauben zu fragen; b) der zweite 
aber dahin gerichtet iſt. daß in Uebereinſtimmung mit obigem Grundſatz dem $. 5, 
2 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 wegen Anordnung der Provinzial ⸗Stände eine ver⸗ 
änderte Faſſung gegeben werden möge. add a) Obgleich eine Minorität von 2 Stim⸗ 
men die Anſicht auſſtellte, daß die Ausübung politiſcher Nechte jedem Einwohner 
eines Staates ohne Rückſicht auf fein Religions ⸗Bekenntniß ungefehmälert freiſtehen 
müſſe, fo erklärte eine Majorität von 14 Stimmen ſich doch dahin, daß die ſtändi⸗ 
ſchen Corporationen des preußiſchen Staates immer nur rein chriſtliche Verſammlun⸗ 
gen bleiben müßten und die Zulaſſung von Mittgliedern anderer als chriſtlicher Ne⸗ 
ligions Bekenntniſſe nicht ſtätthaft erſcheine, weswegen die Abtheilung ſich dahin 
entſchied, daß der Antrag ad a) in dieſem Umfange nicht zu befürworten, vielmehr 
die Zurückweiſung deſſelben in Vorſchlag zu bringen ſei. ad b) Was nun den Untrag 
ad b) betrifft, fo ſprach ſich zuvörderſt eine Anſicht dahin aus, daß, wenn $. 5, 2 des 
Geſetzes vom 1. Juli 1823. wegen Anordnung der Provinzial⸗Stände nur »die Gee 
meinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen- verlange, dadurch ſchon die Zuläffigkeit 
von Diſſidenten, infofern fie ſich von jeder chriſtlichen Doktrin nicht losgeſagt ort 
ausgeſprochen ſei. Von einer anderen Seite jedoch wird hervorgehoben, daß nach 
F. 21. Tit. 11. Th. II. des Allg. Landrechts ein weſentlicher Unterſchied beſtehe zwi⸗ 
hen anerkannten chriſtlichen Konfeſſtonen und nur geduldeten Kirchengeſellſchaften, 
daß der Sinn des F. 5, 2 des bezüglichen Geſetzes unter Gemeinſchaft mit einer der 
chriſtlichen Kirchen »nur die wirklich anerkannten chriftlichen Konfeſſtonen, nicht aber 


die in neuerer Zeit unter verſchiedenen Namen aufgetretenen Diffidenten« verſtehen 


könne, welche ſammtlich nur als geduldet, nicht aber als anerkannt betrachtet werden 
konnten. Daß auch eine hohe Staats ⸗Regierung von dieſer Anſicht geleitet werde, 
beftätige die Zurückweiſung eines Abgeordneten auf Grund ſeines Bekenntniſſes zu 
der ſogenannten deutſch⸗katholiſchen Seite. Eine Minorität von 2 Stimmen ſuchte 
nun darzuſtenen, daß die Zulaſſung von Diſſidenten zu politifch- ſtändiſchen Nechten 
uuſtatthaft ſei, weil man gar nicht wiſſen könne, ob manche dieſer Sekten von den 
Grundlagen des chriſtlichen Bekenntniſſes ſich nicht fo weit entfernten, daß man 
ihnen die Bezeichnung chriſtlicher Diſſidenten gar nicht mehr beilegen könne, und ob 
ſie daher in der Wirklichkeit nicht ſchon außerhalb jedes chriſtlichen Bekenntniſſes ſich 
befänden. Dieſelbe ſehe zu dieſer Anſicht ſich um ſo mehr veranlaßt, als wohl mit 
Gewißheit vorausgeſetzt werden könne, daß Difffidenten, nach Feſtſtellung ihrer Glau⸗ 
beus⸗Theſen, welche den chriſtlichen Glaubens- Artikeln nicht zuwider liefen, unfehl⸗ 
bar Anerkennung des Staates zu gewärtigen haben würden. Die Majorität von 14 
Stimmen dagegen war der Anſicht, das ein tieferes Eingehen auf dieſes Bedenken fie 
zu weit auf daß Feld der theologiſchen Doktrinen führen würde, und daß ſie es unge⸗ 
recht finden müſſe, wegen einer ſolchen bloßen Vorausſetzung alle chriſtlichen Diſſiden⸗ 
ten der politiſchen Nechte berauben zu wolleu. Hierzu komme ferner, daß in dem 
Eingange des Allerhöchſten Patents vom 30, März 1847 ausdrücklich angeordnet fei, 
daß alle Diſſidenten, inſoweit ihre Vereinigung vom Staate genehmigt ſei, im Ge⸗ 
nuß ihrer bürgerlichen Rechte und Ehren bleiben ſollten. Hiernach entſchied die Ab⸗ 
theilung mit 14 gegen 2 ſich dahin: Eine Bitte an Se Majeſtät den König vorzu⸗ 
ſchlagen, Allerhochſt in Erwägung ziehen zu wollen, ob nicht ein Ausweg zu finden ſein 
möchte, das Recht der Wahlfähigkeit und Wählbarkeit zu den Landtagen auf alle im 
Staate geduldeten chriſtlichen Neligions⸗Geſellſchaften auszudehnen. 

Berlin, den 10. März 1847. 
von der Schulenburg. Bünninghaus. Schier. 

von Poninski. Katte. Gießler. Bornemann. Nethe. 
Paternowski Peguilhen. Graf von Gneiſenau⸗ 

Abg. Graf Renard: Die Petition des geehrten Abgeordneten aus Preu⸗ 
ßen ſelbſt kenne ich nicht, ich kann mich nur auf die Anträge einlaſſen, die 
das Gutachten uns hier vorführt. Wenn es hier ad a. heißt, daß der Grunde 
fag geſetzlich ausgeſprochen werden möge, bei Ausübung der politiſchen 
Rechte ſei Niemand nach feinem Glauben zu fragen, ſo erſcheint mir dieſer 
Antrag in der gegebenen Form als zu eng geſtellt. In ſo lange der Man⸗ 
gel an allem Glauben, ja ſogar der Mangel an dem Geiſte der Liebe, dieſer 
Baſis jeder wirklichen Religion, oder in ſo lange eine fanatiſche Ueberſpan⸗ 
nung, in ihren Elaubenstheſen unverträglich mit der durch den Staatsver⸗ 
band gegebenen Form, ſich nicht in äußerlichen, geſetzwidrigen Handlungen 
bethätigt, welche dem äußeren Richter verfallen, bin ich der innerſten Ueber⸗ 
zeugung, daß der Grundſatz geſetzlich feſtgehalten werden müſſe, daß nicht al⸗ 
lein bei Ausübung politiſcher Rechte, ſondern überhaupt niemals und nie Je⸗ 
mand nach feinem Glauben gefragt werden ſoll, denn der Glaube, fei er 
Gedanke oder Gefühl, iſt frei und unterliegt keinem äußeren, keinem irdiſchen 
Richter. (Bravo von mehreren Seiten.) ad Passus b. übergehend, fo iſt 
dieſer dahin gerichtet, daß: „In Uebereinſtimmung mit dem obigen Grund⸗ 
fage dem $. 5, 2. des Geſetzes vom 1. Juli 1823 wegen Anordnung der 
Provinzial⸗Stände eine veränderte Faſſung gegeben werden möge.“ Es if 
dieſer Paſſus blos eine Singulariſirung des erſten Antrages, eine Anwendung 
des Grundſatzes auf einen Einzelfall. Ich gebe hier der Verſammlung zur 
Erwägung, ob nicht früher der Grundſatz genau erörtert werden müſſe, ehe 
wir ihn auf Einzelfälle anwenden. 

Abg. Anwandter: Im Allgemeinen hat der geehrte Redner vor mir 
den Gegenſtand ganz in meinem Geiſte aufgefaßt und beſprochen, und ich 
könnte mich alſo ihm vollſtändig anſchließen; doch erlaube ich mir noch einige 
Worte hinzuzufügen: der Stifter der chriſtlichen Religion gründete keine Kirche, 
und auch die erſten Jahrhunderte des Chriſtenthums kannte eine ſolche nicht. 
Dennoch entſtand, in Verfolgung hierarchiſcher und ſtaatlicher Zwecke, eine 
Kirche; durch die Reformation (Laut! Laut!) wurde die Autonomie der chriſt⸗ 
lichen Gemeinden im Sinne des Stifters wieder angebahnt. Nach dem All⸗ 
gemeinen Landrecht iſt der mythiſche Begriff einer Kirche, in Bezug auf den 
Proteſtantismus, auch unſerer Geſetzgebung fremd; es kennt nur ſelbſtſtändige 
proteſtantiſche Gemeinden und ſpricht die Autonomie derſelben unzweifelhaft 
aus. Es kennt nicht den Begriff einer evangeliſchen Landeskirche, einer Staats⸗ 
Religion, die das Miniſterium mit äußerſter Konſequenz in neueſter Zeit gel⸗ 
tend zu machen (Heftige Aufregung.) und ihr Eingang zu verſchaffen ſucht, 
wodurch jedenfalls Verfolgungsſucht gegen die Widerſtrebenden, Verletzung 
der Gewiſſensfreiheit und Verleitung Schwacher zur Heuchelei herbeigeführt 
werden muß. Aber ſelbſt das Patent vom 30. März verheißt den aus den 
ſogenannten Landeskirchen Hinausgedrängten „die Velaſſung ihrer bürgerlichen 
Rechte und Ehren.“ Die in dem Patente vom 30. März d. J. ſelbſt maß⸗ 
gebend gemachten ‘SS. 5. und 6. des Allgem. Landrechts Th. II. Tit. 11. wi⸗ 


Graf von Loeben. 
Niebold. 
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derſprechen dem nicht; eben fo bedingt $. 5., 2 des Gefebes vom 1. Jul 
1805 85 die ahnt nur die Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kir⸗ 
chen. Und jede Gemeinſchaft, die auf dem Boden der Chriſtlichkeit ſteht, 15 
im Sinne des Allg. Landrechis eine chriſtliche Geſallſchaft, eine Kirchen dale 
ſchaft. Den fogenannten kalholiſchen Diſſidenten kann die Chriſtlichkeit nich 
abgeſprochen werden, denn fie haben die Lehren des Stifters, der kerle Kirche 
gelder zur Richtſchnur des Lebens gemacht. — Er hat keine Kirche 5 
gründet, feine Lehre beſtand vielmehr darin (Heftiger A Br 555 
Liebe zu Gott und dem Nächſten als die Summa der göttli EN = a 
zeichnete, zum Merkmale feiner Jüngerſchaft machte. Indem bar a 1° 
Katholiken dieſe zur Richtſchnur ihres Lebens gemacht. e eee 1 
Bedingungen der Geſetze des Staales. Paragraph 13. Th. II. Tit. II. des 
Allgem. Landrechts giebt die Normen an, nach welchen der Staat die Zuläſ⸗ 
ſigkeit einer Religions ⸗Geſellſchaft zu ermeſſen hat. In Uebereinſtimmung 
mit dieſen Forderungen des Staates und den Lehren; des Stiſters der chriſt⸗ 
lichen Religion lehren die Deutſch-Katholiken oder die katholiſchen Diffidenten 
Ehrfurcht gegen die Gottheit, Gehorſam gegen die Geſetze, Treue gegen den 
Staat und ſtttlich gute Gefinnung gegen ihre Mitbürger. (Murren, ver⸗ 
mehrtes Getümmel und hierauf Läuten des Marſchalls mit der Glocke.) 

Eine Stimme: Will der Herr Marſchall nicht die Frage zur Abe 
ſtimmung bringen, welche der Graf Renard zur Sprache gebracht hat, ob 
die Debatte nicht bis auf eine ſpätere Zeit auszufegen fei? j 

Marſchall: Der Meinung kann ich nicht beitreten. Wir haben die 
Berathung angefangen, müſſen ſie alſo auch ſortſetzen. 

Eine Stimme: Nur keine Predigt! 

Marſchall: Ich bitte, den Redner nicht zu unterbrechen. 

Abg. Anwandter: Sie erfüllen — ſagte ich — ſomit nicht nur alle 
Anforderungen des Chriſtenthums, ſondern auch die Anſorderungen der Staats⸗ 
geſetze, ſie haben daher nicht nur Anſpruch auf Duldung, ſondern auch auf 
Anerkennung; ſte können in Folge des Patents vom 30. März, wie auch in 
Rückſicht auf $ 5, 2 des Geſetzes vom 1. Juli 1823, auch wenn er in der 
jetzigen Faſſung ſtehen bleiben ſollte, mit Recht darauf Anſpruch machen, 
Mitglieder jeder ſtändiſchen Corporation des Staates zu werden, und ich 
ſchließe mich demnach dem Antrage des Herren Petenten nicht nur 
an, ſondern bitte auch die Verſammlung, eine Petition an Se. Majfeſtät 
dahin zu richten: die katholiſchen Diſſidenten ſofort zu allen ſtändiſchen Cor⸗ 
porationen zuzulaſſen. (Bravoruf.) 

Abg. Dittrich: Der geehrte Abgeordnete aus Schleſien, der zuerſt ge⸗ 
ſprochen, hat meine Anſicht ſo vollkommen ausgeſprochen, daß ich nur erklären 
kann, ich trete ihm überall bei, indem ich glaube, daß die Mitglieder der 
Verſammlung nicht Geiſtliche, ſondern Abgeordnete des Geiſtes, des Volkes 
ſind. (Bravoruf.) f i 

Abg. Gier: Ohne mich auf das unſichtbare Gebiet der befeligenden Res 
ligion zu erheben und ohne die hohe Verſammlung mit Erörterungen über 
theologiſche Doktrinen aufzuhalten, Freund des wahren Chriſtenthums, aber 
auch der Freiheit in zweifelhaften Dingen, wage ich es nur, eine Thatſache 
und eine Anſchaung vorzutragen. Auch in Mühlhauſen hat ſich eine deutſch⸗ 
katholiſche Gemeinde gebildet, mehr als die Hälfte der Römiſch-Katholiken 
iſt eingetreten; wenn ich ihren Wandel, ihre Biederkeit, ihren ganzen Ruf 
betrachte, jener Glieder, die ſich auf die Wahrheiten der Bibel, des Buches 
der Wahrheit, ſtützen, die ſich überhaupt, wie auch gegenſeitig geſchieht, auf 
die achtbarſte Wetſe benehmen, fo ſehe ich gar keinen Grund ein, kann es 
gar nicht recht und nicht billig und nicht tolerant finden, datz ſolche wackere 
Männer und treue Unterthanen von dem Genuſſe der politiſchen Rechte aus⸗ 
geſchloſſen werden. Ich ſtimme daher für die Petition und, wenn die Pe⸗ 
tition fallen ſollte, für das Gutachten der Stände-Abtheilung. 

Abg. Werner: Wenn ich gewiß im Einverſtändniſſe mit der hohen 
Verſammlung hier meine Anſicht ausſpreche, daß es mir ſehr wünſchenswerth 
erſcheint, daß nie von dieſem Orte über Glaubens⸗Doktrinen und Glaubens⸗ 
formen geſprochen werden möge, fo muß ich mich eben darum um deſto mehr 
der Petition anſchließen, welche die Art des Glaubensbekenntniſſes zu keiner 
Bedingung macht, um hier in dieſer Verſammlung zu exiſtiren. Das er— 
ſcheint mir als der erſte und hauptſächlichſte Grund Ein zweiter Grund iſt 
auch der, daß, wenn irgend ein Mann von feinen Kommittenten gewählt 
wird, die gerade ſeine Anſicht nicht theilen, es ihm um ſo mehr zur Ehre 
gereicht, wenn er dennoch gewählt worden iſt, und darum würde der Gewählte 
die hoͤchſte Ehre haben, wenn er auch ein Jude iſt, ſobald er von feinen 
chriſtlichen Kommittenten gewählt wird, denn dann ſteht er gewiß eben ſo 
hoch, wie wir Alle. Daſſelbe gilt auch von den Diſſidenten. Ich glaube, 
daß wir nach Glaubens -Artikeln hier nicht zu urtheilen haben, ſondern nur 
nach Verſtand und Geiſt, und darum ſtimme ich ganz und gar für die Pe— 
tition. (Bravoruf.) Re: g 

Abg. v. Beckerath: Das Gutachten oder vielmehr der Antrag der ge⸗ 
ehrten Abtheilung ſcheint mir ſchon deshalb nicht annehmbar, weil er formell 
nicht richtig gefaßt iſt, weil er einen Mangel enthält. Ich halte dafür, daß 
es Beruf der Stände iſt, der Krone einen beſtimmten Vorſchlag zu machen, 
eine beſtimmte Bitte auszuſprechen. Der Antrag der Abtheilung geht aber 
dahin, eine Bitte an Se. Majeſtät zu richten, „daß Allerhöchſtdieſelben in 
Erwägung ziehen wollen, ob nicht ein Ausweg zu finden ſein möchte, das 
Recht der Wahlfahigkeit und Wählbarkeit zu den Landtagen anf alle im 
Staate geduldeten chriſtlichen Religions-Geſellſchaften auszudehnen.“ Ich 
glaube, meine Herren, daß wir dieſen Weg ſelbſt ſuchen müſſen, und daß 
wir, wenn wir ihn nicht finden ſollten, darauf zu verzichten haben, eine Bitte 
an Se. Majeſtät zu richten. Ich für meinen Theil habe dieſen Weg gefun⸗ 
den und hoffe, daß die geehrte Verſammlung ihn einſchlagen werde. Es wäre 
die Bitte an Se. Majeſtät: „Daß Allerhöchſidieſelben geruhen möchten, den 
ProvinzialsLandtagen eine Propofition vorlegen zu laſſen, dahin gehend, daß 
§. 5 Nr. 2 des provinzialſtändiſchen Sefeges, welcher die Wählbarkeit zu den 
Landtagen an das religiöſe Bekenntniß knüpft, aufzuheben ſei.“ Ich werde 
die Ehre haben, dieſen Antrag näher zu begründen. Ein Gebiet giebt es, in 
das der Staat nicht eindringen kann, es IR dies das Gebiet der religiöſen 
Ueberzeugung. Die Aufgabe des Staates iſt zunächſt, die Idee des Rechts 
zu verwirklichen. Demgemäß müſſen die Normen der Geſeggebung nicht Aus⸗ 
fluß eines ſubjektiven Ermeſſens, fondern das Ergebniß einer objektiven An⸗ 
ſchauung ſein. In den Kreis dieſer objektiven Anſchauungen fallen aber nur 
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äußere Kriterien, die eben genannten beſtimmten Verhältniſſe oder Handlun⸗ 
gen, niemals aber Geſinnungen und am allerwenigſten religiöſe Ueberzeugun⸗ 
gen. Die religiöſe Ueberzeugung, meine Herren, das Verhältniß des Men⸗ 
ſchen zu ſeinem Schöpfer, liegt ganz außerhalb der Sphäre des Staates, ſie 
iſt ein geheiligtes Vorrecht des Individuums, ſie iſt das innerſte Geheimniß 
der Seele, das kein ſterbliches Auge zu durchdringen, das kein menſchlicher 
Maßſtab zu meſſen vermag. Die Aufgabe des Staates iſt aber nicht nur, 
die Idee des Rechts zu verwirklichen, er ſoll auch die Form darſtellen, in 
welcher ein Volk die allgemeine Beſtimmung der Menſchheit anſtrebt. Die 
Idee der Menſchheit iſt alſo auch die höchſte Staals-⸗Idee. Wie it es aber 
mit der Idee der Menſchheit vereinbar, daß die Menſchenwürde auch nur in 
einem einzigen Individuum verkannt wird, wie iſt es mit ihr vereinbar, daß 
ein Theil der Staats-Angehörigen von den Rechten des Staats ausgeſchloſ⸗ 
ſen wird, nicht, weil er dem Staatszwecke entgegenhandelt, ſondern weil er 
ſich über Dinge, die außerhalb der Sphäre des Staats liegen, eine Ueber⸗ 
zeugung gebildet hat, die der Ueberzeugung der Mehrheit der Staatsbürger 
oder der im Staate begünſtigten Ueberzeugung nicht entſpricht? Das Allge⸗ 
meine Landrecht geht von dem Grundſatze der Religions- und Gewiſſens⸗ 
Freiheit aus, und eine Beſtimmung, die in neueſter Zeit durch ein weiſes 
Geſetz beſtätigt worden iſt, beſagt: „Die Begriffe der Einwohner des Staates 
von Gott und göttlichen Dingen, der Glaube und innere Gottesdienſt können 
kein Gegenſtand von Zwangsgefegen ſein.“ Aber, meine Herren, poſitive 
Zwangsgeſetze ſind hier nicht möglich. Es iſt kein Geſetz denkbar, das im 
Stande wäre, den Menſchen zu zwingen, andere Begriffe zu faſſen, etwas 
Anderes zu glauben, einen anderen inneren Gottesdienſt zu üben, als denje⸗ 
nigen, den er ſich vermöge der ihm als ein unveräußerliches Recht angebore— 
nen inneren Freiheit gebildet hat. Es kann alſo immer nur von negativen 
Zwangsgrſetzen die Rede fein, und iſt nicht die Beſtimmung ein negatives 
Zwangsgeſetz, die irgend einem Angehörigen des Staates wegen feiner relie 
Roſen Ueberzeugung politiſche Rechte entzieht? Soll alſo der gefeierte Grund 
latz des Landrechts, die Religions- und Gewiſſensfreiheit, vollſtändige Wahr⸗ 
heit werden, fo muß die Ausübung der politiſchen Nechte unabhängig fein 
von dem veligiöfen Bekenntniß. Dann erſt iſt für alle Konfeſſtonen, die in 
dem Staate vorhanden find, die Vürgſchaft gegeben, daß fie des unbeſchränk⸗ 
ten Fortgenuſſes ihrer politiſchen Rechte verſichert ſein dürfen. Das politi⸗ 
ſche Recht, meine Herren, iſt der edelſte Beſitz des Menſchen; ſeine beſten 
Kräfte bleiben unentwtckelt, wenn er der aktiven Theilnahme am Staate ent⸗ 
behrt, und es kann nicht befremden, wenn ſich bittere Empfindungen desjeni⸗ 
gen bemächtigen, den das Vaterland lieblos zurückſtößt. Meine Herren! Die 
Woge des nationalen Lebens ergießt ſich in dieſem Augenblicke belebend über 
unſer Land, von ihr gehoben blicken wir froh in die Zukunft, mit freudiger 
Hoffnung blicken wir auf unſere Kinder; denn wir vertrauen, daß ſie dereinſt 
in einem geordneten öffentlichen Rechtszuſtande die Früchte unſerer Mühen 
und Kämpfe ärndten werden. Was aber iſt das Lebensgefühl deſſen, der im 
Staate nur geduldet, nicht als Bürger anerkannt iſt? In ſich gekehrt, ge⸗ 
drückt, den Stachel der bitteren Kränkung inn Herzen, geht er einher, er hört 
den Jubel, mit dem das Volk eine neue Entwickelungsſtufe, den Anbruch einer 
beſſeren Zeit begrüßt; er hört den Jubel, er kann aber keinen Theil daran 
nehmen, er muß ſich ſchweigend hinwegwenden, für ihn bricht die beſſere Zeit 


nicht an. Er iſt ſich feiner ſittlichen Würde bewußt, er hat alle Pflichten 


gegen die Geſammtheit erfüllt, alle Laſten des Staates redlich getragen, und 
dennoch iſt er ausgeſchloſſen, dennoch gilt er nur als Fremdling auf dem Bo= 
den, den doch nach Gottes heiliger Ordnung auch er ſeine Heimath, das Land 


ſeiner Väter zu nennen berechtigt iſt. Kummer begleitet ihn bis an das Grab, 


und wenn er ſeine Augen ſchließt, ſo tröſtet ihn nicht wie uns der Gedanke, 


daß ſeine Kinder auch die Kinder des Vaterlandes ſind, ſondern es quält ihn 
die Vorausſicht, daß auch ſie unter dem Drucke des Vorurtheils leben, daß 
fie einer dunkeln Zukunft entgegengehen werden. 
Folge, eine nothwendige Konſequenz des chriſtlichen Staates ſein? Es iſt 


nicht möglich, meine Herren. Die chriſtliche Religion iſt die Religion der 


Liebe, der Gerechtigkeit, der edelſten Humanität. Wie ſollte ſie denn zur 
Liebloſigkeit, zu ungerechten und inhumanen Maßregeln führen können? 
(Bravo!) Die chriſtliche Eigenſchaft des Staates ruht nicht auf der Kon⸗ 
feſſton, fie ruht auf dem Geiſte des Chriſtenthums. Der Geift des Chriſten⸗ 
thums iſt aber kein anderer, als der Geiſt der reinen Menſchheit, der Geiſt 
der Liebe, der Geiſt der Freiheit. Das iſt der rechte chriſtliche Staat, der in 
allen ſeinen Anordnungen, in allen ſeinen Einrichtungen dieſen Geiſt bewährt, 
der ihm Raum giebt, daß er überall hin frei ſich entfalten kann; den Staat 
aber vermag ich nicht einen chriſtlichen zu nennen, der dieſen Geiſt in Tonfef- 
ſtonelle Schranken einzuengen ſucht und von diefem beſchränkten Standpunkte 
aus es gerechtferligt hält, das Recht im Staate von dem religiöſen Bekennt— 
a niffe abhängig zu machen. Man könnte fagen, das chriſtliche Element, der 
chriſtliche Geiſt muß gepflegt und durch die Geſetzgebung geſchützt werden. 
Aber, meine Herren, welche Geſetzgebung hat denn den chriſtlichen Geiſt ge⸗ 
ſchützt, als in den erſten Zeiten des Chriſtenthums ſeine Vekenner, von den 
Machthabern der Erde gedrückt und verfolgt, umher irrten? Was Anderes 
hat ihn geſchützt, als die ewige Kraft der Wahrheit, die ihm innewohnt. 
Welche andere Kraft war es, als dieſe, die es dahin brachte, daß das chriſt⸗ 
liche Element den Erdkreis durchdrang und die Lebens-Verhältniſſe der Völ⸗ 
ker in ihrem innerſten Kern ſegensreich umgeſtaltete? Der Geiſt der Wahr- 
heit bedarf nur der Freiheit; wäre es möglich, daß dieſer ewige Geiſt je aus 
der Menſchheit entwiche, fürwahr, keine Geſetzes-Paragraphen würden ihn 
zu halten vermögen. Wir haben uns hier oft mit warmem Herzen auf dem 
nationalen, auf dem vaterländiſchen Gebiete bewegt, laſſen Sie uns auch heute 
dieſen Standpunkt einnehmen. Jahrhunderte lang iſt unſer Vaterland durch 
die unſelige Vermiſchung des religlöſen und ſtaatlichen Lebens in Zwiefpalt 


Und alles dies ſollte eine 


und Drangſale geſtürzt worden. Dreißig Jahre lang verwüſtete ein mörde⸗ 


riſcher Krieg unſere Fluren, Deutſche fanden als Feinde gegen Deutſche. 
Unſerer Zeit erſt iſt es vergönnt, das Chriſtenthum üder die Konfeffton hin⸗ 
aus in feiner geiſtigen, Alles durchdringenden Weſenheit zu erfaſſen, und im⸗ 
mer mehr befeſtigt ſich die ſtaatsbürgerliche Anſchauung, die die Berechtigung 
im Staate nicht nach dem religiöſen Bekenntniß abmißt. Laſſen Sie uns 
auch heute dieſen Standpunkt fefihalten, laſſen Sie uns in unſerem Lande 
ein wahres Staatsbürgerthum gründen! Wie auch unſere religiöſen Mei⸗ 
(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 5 
nungen von einander abweichen mögen, auf dem ſittlichen Boden der Vater⸗ 
landsliebe ſtehen wir feſt vereinigt, und von dieſem Boden möge Keiner im 
Volke ausgeſchloſſen ſein; aber auch über den nationalen Geſichtspunkt hin⸗ 
aus, laſſen Sie uns das höhere Gebiet der Menſchheit betreten, laſſen Sie 
uns den Adel der menſchlichen Natur und ihre unveräußerlichen Rechte in 
keinem Individuum verkennen. Laſſen Sie uns darthun, daß wir den chriſt⸗ 
lichen Staat nicht auf die äußere Erſcheinung, auf das formelle Betenntniß, 
ſondern auf den Geiſt des Chriſtenthums gründen, daß wir wahren chriſtli⸗ 
chen Sinn üben, daß wir, getreu unſerer Konfeſſion — ich halte die Konfeſ⸗ 
ſton hoch, fie iſt mir ehrwürdig, als die nothwendige Form, die das Ewige 
der menſchlichen Auffaſſung vermittelt — daß wir, ſage ich, getreu unſerer 
Konfeffion, auch denen gerecht werden wollen, die Gott auf einem anderen 
Wege zum Ziele führt! Viele der Edelſten unſeres Volkes ſehe ich hier ver⸗ 
einigt, ja, dieſe Verſammlung iſt würdig, iſt berufen, einen Ausſpruch zu thun, 
der Tauſende gedrückter Herzen mit unausſprechlichem Dank erfüllen, der bei 
allen civilifirten Nationen, die uns längſt mit einem wahrhaft chriſtlichen Bei⸗ 
ſpiele vorangegangen ſind, freudigen Wiederhall finden wird. Laſſen Sie uns, 
ich beſchwöre Sie, des Spruches eingedenk ſein: Was Du nicht willſt, daß 
Dir geſchehe, das thue auch Anderen nicht. Laſſen Sie uns Keinen, dem 
Gott das unvergängliche Siegel feines Ebenbildes auf die Stirn gedrückt hat, 
ausſchließen aus dem Kreiſe menſchlicher Berechtigung, laſſen Sie uns keinem 
unſerer Brüder darum ein Recht entziehen, weil er feſthätt an dem, was auch 
Jedem von uns das Höchſte iſt, nämlich, daß er Gott nach ſeiner Ueberzeu— 
gung dient. (Bravo!) (Ruf nach Abſtimmung.) 5 

Staats⸗Miniſter Eichhorn: Ich habe um das Wort gebeten „ nicht 
um irgendwie der freien Berathung dieſer Verſammlung vorzugreiſen, aber 
die Petition bringt einen Gegenſtand in Anregung, der mit den tiefſten Prin⸗ 
zipien der beſtehenden Geſetzgebung im Zuſammenhange ſteht. Nun wünſche 
ich nichts Anderes, als dieſe eg der beſtehenden Geſetzgebung einer 
hohen Verſammlung mit einigen Worten darzulegen und auch zugleich darüber zu 
äußern, wie von der Königlichen Regierung dieſe Prinzipien in Anwendung 
gebracht werden. Ich wünſche beſonders hervorzuheben, daß dieſe Prinzipien 
nicht als abgeſchloſſene oder abgelebte Momente in der Geſetzgebung liegen, 
wie es vielmehr alte Ueberlieferungen ſind, welche, durch die ſittlichen Ber 
dürfniſſe des Volks angeregt und untrennbar ſich ihnen anſchließend, immer 
ſich geltend machen und in die Zukunft bildend ſich hineinſtricken. Was die 
beſtehende Geſetzgebung anlangt, ſo ſoll im Allgemeinen Niemand nach ſeinem 
Glauben gefragt werden. Durch das Patent vom 30. März d. J. iſt fer- 
ner die Möglichkeit gegeben, daß Handlungen, die nach den bisherigen Ge⸗ 
ſetzen nur durch Intervention der Kirche burgerliche Gültigkeit zur Folge ha⸗ 
ben können, auch ohne eine ſolche Intervention dieſe Wirkung erhalten. Nun 
ift allerdings noch beſtehendes Gefeg, daß zur Ausübung ſtändiſcher Gerecht⸗ 
ſame die Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen erforderlich ſei. Wenn 
die Petition in ihrem erſten Antrage dahin geht, daß für die Zukunft nach 
dem Bekenntniß nicht mehr gefragt werden ſoll, und ſodann den zweiten An⸗ 
trag hinzufügt, daß §. 5. No. 2. des Geſetzes von 1823, welcher die Land⸗ 
tags⸗Fähigkeit „von der Gemeinſchaft mit einer der beſtehenden Kirchen“ ab⸗ 
hängig macht, eine mit dem erſten Vorſchlage übereinſtimmende Faſſung er⸗ 
halten ſolle, ſo läuft ſie weſentlich auf das hinaus, was das von dem letzten 
gechrten Redner vorgeſchlagene Amendement beabſichtigt; die Petition verlangt 
auf indirekte Weiſe die Aufhebung des 8. 5., was das Amendement direkt 
ausſpricht. Mit der Aufhebung wird alſo verlangt, daß zur Ausübung ſtän⸗ 
diſcher Rechte das chriſtliche Bekenntniß überhaupt nicht mehr erfordert wird. 
Dieſe Frage will ich nun mit Rückſicht auf ihre inneren allgemeinen Prinzi⸗ 
pien näher beleuchten. Allgemein betrachtet, findet der Antrag ſeine Berech⸗ 
tigung in der Auffaſſung, daß das ſtaatliche Gebiet von dem religiöſen ge⸗ 
trennt fer. Dieſe Auffaſſung wird in ihrer Allgemeinheit gewiß volle Aner⸗ 
kennung finden, denn es liegt eben fo im Intereſſe des Staats, daß er 
möglichſt unabhängig von der religiöſen Meinung und der Einwirkung von 
Seiten einer religiöfen Gemeinſchaft ſei, als eine gleiche Unabhängigkeit von 
Seiten der religiöſen Gemeinſchaft oder der Kirche für ſich in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird. Die ganze Geſchichte der Staaten zeigt ein Streben, das 
ſtaatliche Gebiet von dem religiöſen Gebiet mehr und mehr zu ſondern. Das 
iſt eine Aufgabe, deren Löſung ſich das ſtaatliche Leben ſowohl als das reli⸗ 
giöfe, beſonders in feiner neueren geſchichtlichen Entwickelung, zum Ziele ge⸗ 
ſetzt hat. In der That giebt es eine Menge politiſcher Fragen, wo es eine 
Thorheit wäre, nach der religiöſen Meinung zu fragen. Nimmer wird es 
aber gelingen, dieſe Sonderung abſolut zu vollziehen und einen Kanon 
oder einen Kodex für die getrennten Functionen einer jeden Gemeinſchaft auf⸗ 
zuſtellen. Wenn aber nun eine abſolute Sonderung unmöglich iſt, ſo ge⸗ 
winnt die Betrachtung für die durch die Petition berührte Frage ein beſon⸗ 
deres Gewicht, daß alle Individuen im Staate zugleich in einer zwiefachen 
Gemeinſchaft ſich befinden, daß ſie nicht blos Bürger drs Staats, ſondern 
zugleich Glieder irgend einer religiöſen Gemeinſchaft ſind. Hier hört es nun 
auf, eine gleichgüliige Frage für den Staat zu fein, welchem religiöfen Glau⸗ 
ben diejenigen ſtaatlichen Organe folgen, welche die Angelegenheiten des 
Staates in dem von der Wirkſamkeit der religiöſen Gemeinſchaft äußerlich 
nicht zu ſcheidenden Gebiete zu berathen haben. Weil nicht die Sonderung 
äußerlich objektiv zu machen if, fo kann Friede und Freundschaft zwiſchen 
den Gemeinſchaften nur durch die geiſtige Perſönlichkeit der Individuen, 
welche gleichzeitig im Staat und in der religiöſen Gemeinſchaft ſind, erreicht 
werden. Ich erlaube mir, beiſpielsweiſe auf einen wichtigen Gegenſtand auf- 
merkſam zu machen, wo Staat und Kirche in religiöfer Gemeinſchaft ſich 
innig berühren, dies iſt das Unterrichtsweſen. Der Staat hat das größte 
Intereſſe, ſich um das Unterrichtsweſen zu bekümmern weil ſeine ganze Zu⸗ 
Zunft von der guten und zweckmäßigen Einrichtung deſſelben abhängt. Wollte 
man das Unterrichtsweſen bios darauf beſchränken, daß die Jugend lerne, 
was zu dem gewöhnlichen bürgerlichen Beruf gehört, ſo könnte man ſich 
leicht darüber verſtändigen, daß dies eine Sache ſei, welche allein den Staat 
angehe, und um die ſich keine religiöfe Gemeinſchaft zu bekümmern habe. So 
eng bat ſich aber der wirklich lebendige Staat feine Aufgabe in Abſicht des 
»Erzichungsweſens nicht geſteckt. Er will nicht blos den Bürger bilden, ſon⸗ 
dern auch den Menſchen überhaupt. Indem von ihm dem Erziehungsweſen 


würde die Sache dadurch beſſer, 


ſchon von der unterſten Stufe des Unterrichts, von der Elementarſchule an, 
dieſe Richtung gegeben wird, kommt er im Verfolg feiner Aufgabe zuſam—⸗ 
men mit der Aufgabe, die ſich die religiöſen Gemeinſchaften auch machen. 
Dieſe wollen das Menſchliche in feiner Tiefe auffaſſen und feiner höchſten in- 
neren Vollendung zuführen. Es treten daher ganz nahe und innige Berüh⸗ 
rungen zwiſchen dieſen beiden Gemeinſchaften ein. In unſerem Vaterlande hat der 
Staat die Lehung des ganzen Erziehungsweſens in die Hand genommen. 
Dieſes Geſchäft kann aber nur dann fegensreih von ihm vollbracht werden, 
wenn ſeine Leitung zugleich die Bedürfniſſe der religiöſen Gemeinſchaft voll— 
kommen anerkennt, richtig würdigt und dem hierdurch bedingten Einfluß re— 
ligiöter Ueberzeugungen Raum giebt. Ich es hiernach, wenn in einer ſtän⸗ 
diſchen Verſammlung über das Unterrichtsweſen verhandelt wird, gleichgültig, 
welche religiöſe Auffaſſung die Mitglieder derſelben haben? Ich habe dies 
nur als ein Beiſpeil anführen wollen, um darzuthun, daß, während die 
ganze Tendenz dahin gerichtet iſt, das ſtaatliche und religiöſe Gebiet mehr 
und mehr auseinander zu halten, dennoch viele und zwar die wichtigſten An- 
gelegenheiten des Volkslebens übrig bleiben, bei denen eine abſolute Sonde⸗ 
rung nicht möglich iſt und daher eine gegenſeitige, freundliche Verſtändigung 
zur Nothwendigkeit wird. Werden ſonach Sachen von ſolcher Wichtigkeit, 
welche noch untrennbar Staat und religiöfe Gemeinſchaft berühren, in ſtän⸗ 
ſchen Verſammlungen verhandelt, ſo liegt die Vorausſetzung nahe, daß eine 
weſentlich übereinſtimmende religiöſe Ueberzeugung von den Mitgliedern der 
Verſammlung zur Berathang mitgebracht wird. Wenn ich fage: „religiöſe 
Ueberzeugung“, ſo bin ich weit entfernt, zu behaupten, daß ein beſtimm⸗ 
tes Vekenntniß mitgebracht werden ſoll, es ſoll nur mitgebracht werden: chriſt⸗ 
licher Geiſt und Ueberzeugung; das Chriſtenthum hat die Aufgabe, alle 
menſchlichen Verhältniſſe zu durchdringen und zu erklären. Welche Gefahren 
ſoll es für größere politiſche Verſammlungen haben, ſich dem vollen Einfluß 
des chriſtlichen Prinzips hinzugeben? Was will das Chriſtenthum? Die 
höchſte Liebe. Es predigt: ſegnet eure Feinde. Der geehrte Redner, welcher 
vor mir geſprochen, indem er Humanität als das Höchſte für große politiſche 
Verſammlungen aufſtellt und dafür auf Weglaſſung des §. 5. No. 2 antrug, 
hat gerade die Vertheidigung des Paragraphen geführt. Er fordert Liebe, 
als das höchſte Gebot, und Liebe iſt es gerade, die im tiefſten Grunde und 
in ihrer ausgedehnteſten Yeußerung vom Chriſtenthum geweckt, gepflegt und 
erhalten wird Wenn dieſe Beſtimmung des §. 5. im Jahre 1823 in das 
Geſetz gekommen iſt, ſo geſchah es, weil man es für eine ausgemachte Sache 
hielt, daß die Mitglieder einer preußiſchen Stände-Verſammlung von chriſt⸗ 
lichen Ueberzeugungen durchdrungen fein müßten. Sollte dieſe Vorausſetzung, 
nachdem ſie in dirſem Geſetz ausgeſprochen worden, nunmehr aus dem Geſetz 
geſtrichen werden, ſo erlaube ich mir die Verſammlung darauf aufmerkſam 
zu machen, welchen Eindruck eine ſolche Weglaſſung nothwendig hier erlan⸗ 
gen muß. Nimmermehr wird man nun das darin finden, was der geehrte 
Redner vor mir beabſichtigt; es wird einen Eindruck machen, den er gewiß 
ſelbſt möglichſt vermieden zu ſehen wünſcht. Aber dieſer Eindruck wird uns 
fehlbar nicht ausbleiben. Wir Alle wiſſen, daß die Zeit des Indifferentismus 
in religiöſen Dingen aufgehört hat; überall tritt ein angeregteres, religiöſes 
Bewußtſein hervor. Freilich iſt dieſes Hervortreten mitunter von ſehr wider⸗ 
wärtigen Erſcheinungen begleitet, oft, wir wollen es nicht verkennen, giebt 
ſich Haß und Unduldſamkeit nach einer oder der anderen Seite kund. Aber 
daß man dem Indifferentismus würde 
Raum laſſen, daß man ihm ein Zugeſtändniß machte, wie die Wegſtreichung 
des beſprochenen Satzes im §. 5.“ Statt eine Verbeſſerung der öffentlichen 
Zuſtände auf den Indifferentismus zu gründen und zu ſagen, nein, wir 
wollen ganz abſehen von der religiöfen Meinung, laſſen Sie uns vielmehr 
das Weſen der chriſtlichen Erkenntniſſe, den rechten chriſtlichen Sinn tren 
feſthalten. Deshalb hat die Kommiſſion, nicht ohne umſichtige Erwägung 
der Verhältniſſe, den Vorſchlag gemacht, ſtatt den S 5. wegzulaſſen, eine 
Petition in dem Sinne aufzuſtellen, wie der Schluß ihres Gutachtens andeu⸗ 
tet. Sie hat das Moment der Chriſtlichkeit feſtgehalten; ihre Anſicht weicht 
nur darin von dem jetzt beſtehenden Geſetze ab, daß die jetzige geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung Gemeinſchaft mit einer der beſtehenden Kirchen fordert. Die 
Kommiſſton will, daß, wenn auch neue Religions-Geſellſchaften Duldung er- 
halten könnten, die keinen chriſtlichen Charakter hätten, dennoch das politiſche 
Recht der Standſchaft nur geduldeten chriſtlichen Religions-Geſellſchaften 
zugeſtanden werden ſoll. Das Patent vom 30. März trennt auch diejenigen 
neuen Religions⸗Geſellſchaften, weiche in Lehre und Bekenntniß dem Weſen 
nach mit den durch den weſtphäliſchen Frieden anerkannten Religions-Gemein⸗ 
ſchaften übereinſtimmen, von anderen, bei denen dies nicht der Fall iſt. Dem 
Sinne nach, ich ſage dem Sinne nach, läuft der Antrag der Kommiſſion, 
wenn ich ihn richtig verſtehe, auf eine gleiche Unterſcheidung hinaus, die 
Kommiſſton ſetzt in ihrem Schluß-Antrage ſolche geduldete Religtons-Gemein⸗ 
ſchaften voraus, die einen chriſtlichen Charakter haben. Nun entfieht freilich 
die Frage, was macht den chriſtlichen Charakter aus? und da iſt mit Recht 
in einer hohen Verſammlung bemerkt worden, daß von Seieen des Staates 
ſelbſt der chriſtliche Charakter nicht feſtgeſtellt werden könne. Ich Schoße der 
Kommiſſten hat man zwar von einer Seite die Anſicht geäußert, es ſei ſchon 
zuläſſig, eine Religions⸗Geſellſchaft für chriſtlich zu halten, welche ſich nur 
nicht von jeder chriſtlichen Doktrin losgeſagt habe. Ich glaube, mit weiſer 
Umſicht hat die Majorität der Abtheilung ſich deshalb gegen dieſe Anſicht er⸗ 
klärt, weil fie ſich dabei auf das Feld theologiſcher Doktrinen begeben würde. 
Eine chriſtliche Doktrin iſt gewiß der Glaube an den lebendigen Gott; aber 
dieſe Doktrin iſt die Doktrin aller monotheiſtiſchen Religions- Geſellſchaften. 
Man kann alſo einen neuen Verein, der blos dieſe Doktrin allein zum Ge⸗ 
genftande feines Bekenntniſſes machen wollte, noch nicht einen chriſtlichen nen⸗ 
nen. Nun aber entfieht die Frage, wie ſoll man es finden, ob eine Reli⸗ 
gions⸗Geſellſchaft eine chriſtliche ſei? Dies kann nur beurtheilt werden von 
einer der großen anerkannt chriſtlichen Gemeinſchaften ſelbſt, nicht von einer 
politiſchen Gemeinſchaft. Eine ſolche Gemeinschaft, die eine christliche if, mag 
ſich darüber aussprechen und ſagen: dieſe neue Religions⸗Geſellſchaft erkenne 
ich, obwohl fie bier und da notoriſch abweicht, dem Weſen nach, für eine 
chriſtliche an. Wenn es alſo darum zu thun iſt, ein Urtheil zu bekommen, 
ob eine neue Religons⸗Geſellſchaft eine noch weſentlich chriſtliche ſei, ſo wer⸗ 
den ſich die Organe irgend einer der beſtehenden anerkannten chriſtlichen großen 
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Religions-Gemeinſchaften darüber auszuſprechen haben. Freilich darf der 
Staat nicht mit irgend einer Tendenz dieſe Organe ausſuchen, ſondern er 
muß ſich nur an ſolche wenden, nur ſolche zur Hülfe nehmen, wo er ein 
rechtes, nicht durch blos einſeitiges Bekenntniß beſchränktes und gebundenes 
Zeugniß empfängt. : 

Die beſtehende Geſetzgebung hält das Prinzip feſt, daß ſtändiſche Ver⸗ 
ſammlungen, wo Staats-Angelegenheiten nicht in enger Beſchränkung, ſon⸗ 
dern in weiteſter Ausdehnung berathen werden, wo das ganze ſittliche Volks⸗ 
leben Gegenſtand der Berathung iſt, daß ſolche Verſammlungen in ihren 
Mitgliedern dem chriſtlichen Prinzipe huldigen müſſen. Nur von ſolchen iſt 


zu erwarten, daß das Prinzip der Liebe, welches zugleich das Prinzinp reli— 


giöſer Duldung iſt, vorzugsweiſe ſich Geltung verſchaffe. Konflikte für den 
Staat ſind da am wenigſten zu beſorgen, wo dieſes Prinzip desjenigen reli⸗ 
giöſen Bekenntniſſes vorwaltet, welches die Liebe predigt, welches ſelbſt die 
Feinde ſegnen lehrt. Bei anderen Bekenntniſſen, bei anderen Religionen, 
welche mehr oder minder exkluſtv find, ſtellt ſich die Sache anders, während 
das Chriſtenthum darauf ausgeht, nichts auszuſchließen, die ganze Welt ſich 
anzueignen und alle Verhälgniffe der Menſchen zu durchdringen. Man laſſe 
ſich nicht dadurch abſchrecken, daß unter dem Namen des Chriſtenthums viele 
Gräuel vollbracht worden ſind. Die Geſchichte giebt davon Zeugniß, und 
nicht blos die ältere Geſchichte, ſondern auch die neuere. Daraus ſolgt aber 
nichts gegen das Chriſtenthum, auch bei der der hohen Verſammlung vor— 
liegenden Frage. Welche Ungerechtigkeiten ſind nicht unter dem Deckmantel 
des Rechts verübt, welche Lügen ſind nicht unter dem Namen der Wahrheit 
verbreitet worden! Alſo der große Mißbrauch darf uns nicht abſchrecken, 
wenn die Sache an ſich ſo groß iſt, wie das Chriſtenthum in ſeinem tiefen 
Grunde und ſeinem Segen ſpendenden Einfluß. 

Noch einmal erlaube ich mir, die Verſammlung darauf aufmerkſam zu 
machen, was ſie durch den Beſchluß einer Petition, welche andeutet, daß ihr 
dieſer Punkt indifferent ſei, bewirken würde. Einzelne geehrte Redner, welche 
früher geſprochen, haben die Frage an die Verſammlung gerichtet: was wer⸗ 
den unſere Kommittenten denken? Ich zweifle zwar nicht, daß Viele draußen 
ſein werden, die allerdings in Uebereinſtimmung mit einigen der vorigen Red⸗ 
ner denken und ſprechen. Aber es wird auch eine Menge vorhanden ſein, na⸗ 
mentlich unter denen, welche wir den Kern des Volkes nennen, die wir im 
Sinn haben, wenn wir von dem Herzen des Volkes ſprechen, auf welche ein 
Beſchluß der angedeuteten Art einen ganz anderen Eindruck machen würde. 
Was würden fie empfinden, wenn fie vernehmen ſollten: der erſte große Ver— 
einigte Landtag Preußens hat es ausgeſprochen, daß es ihm nicht darauf an⸗ 
komme, ob ſeine Mitglieder chriſtlich ſeien oder nicht. (Mehrere Stimmen: 
Bravo!) Andere Stimmen: Zur Abſtimmung!) 

Marſchall: Der Gegenſtand iſt noch nicht reif zur Abſtimmung. 

Abg. Hüffer: Meine Herren, ich will dem Herrn Miniſter nicht fol= 
gen in der Rede, die er gehalten hat, ſondern einfach darauf hinweiſen, daß 
die in neuerer Zeit gegen die Diſſidenten und überhaupt gegen die religiöfen 
Aenderungen angeordneten Maßregeln in den Gemüthern Verwirrung und 
in den Verhältniſſen Störungen herbeigeführt haben, die dem Staate Gefahr 
drohen. (Stimmen: Nicht abgekeſen!) Dieſe hervorgerufene Mißſtimmung 
macht ſich durch ganz Deutſchland kund, mit alleiniger Ausnahme der Rhein⸗ 
provinzen. Was iſt die Urſache davon? Sie liegt einzig darin, daß in den 
Rhein⸗Provinzen nach unſeren Inſtituten die politiſchen Rechte von den reli— 
giöſen Bekenntniſſen getrennt find, daß bei uns, wenn es ſich um Eivil- und 
politiſche Rechte handelt, nach den religiöſen Geſtnnungen nicht gefragt wird. 
Das iſt im übrigen Deutſchland nicht der Fall. Dort iſt der Geiſtliche zu 
gleicher Zeit Civil- und religiöſer Beamter, und wenn Jemand aus ſeinem 
Nexus heraustritt, fo verweigert der Geiſtliche fein Miniſterium, und der Aus⸗ 
getretene ſteht auf dieſe Weiſe außer dem Rechte. Der Diſſident muß eine 
andere Stellung mit Gewalt ankämpfen, und darin liegt das große Uebel; 
es liegt darin der Grund zu den politiſchen und religiöſen Zerwürfniffen, die 
wir fo häufig ſehen. (Der Ruf nach Ausſetzung der Sitzung wird immer 
ſtärker und nachhaltiger.) Ich halte es daher für Pflicht des Staates, jedes 
politiſche Recht von der religiöſen Anſicht durchaus zu trennen und in jeder 
Beziehung die politiſchen Rechte allen ſeinen Unterthanen zu gewähren, und 
darum ſtimme ich dem Antrage bei, der dieſes hervorrufen will. 

Marſchall: Es haben ſich noch mehrere Redner gemeldet, aber die 

eit iſt zu weit vorgerückt, um die heutige Berathung fortſetzen zu können. 
Ich ſchließe alſo die Sitzung und lade auf morgen um 10 Uhr ein. Die 
Tagesordnung wird fein: 1) Fortſetzung der heutigen Verathung; 2) Das 
Gutachten über die Ergänzung der Herren-Kurie, über die Abſchaffung des 
Schutzgeldes, und endlich 3) über die Oeffentlichkeit der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlungen und des Kriminal-Verfahrens. 
(Schluß der Sitzung nach 4 Uhr.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 20. Mai. 
Die Sitzung beginnt um 104 Uhr mit Verleſung des Protokolls der vo⸗ 
rigen Sitzung durch den Seeretair Dittrich. 
Marſchall: Findet ſich etwas gegen das Protokoll zu bemerken? (Es 
erfolgt keine Bemerkung.) Das Protokoll iſt alſo angenommen. 

? bg. v. Arnim auf Koppershagen: Ich erlaube mir um das Wort zu 
bitten in einer allgemeinen Angelegenheit. Meine Herren! Ein geehrter Ab⸗ 
geordneter des Großherzogthums Poſen hat geſtern den Antrag auf Gewäh⸗ 
rung von mehrtägigen Pfingſtferien geſtellt. Der Herr Marſchall hat dieſen 
Antrag zurückgewieſen. Die wichtigen und erheblichen Gründe, welche dieſen 
Antrag veranlaßt haben, veranlaſſen mich, auf den ſchon früher geftellten An- 
trag eines Mitgliedes der brandenburgiſchen Ritterſchaft, nämlich auf Ver⸗ 
tagung des Landtags, zurückzukommen. Die Nachrichten, die wir von Hauſe 
bekommen, werden täglich trüber; es iſt von der größten Wichtigkeit für die 
heimathlichen Verhältniſſe, daß ſo viel hundert Männer, welche ſämmtlich 
von Einfluß auf die Verhältniſſe der arbeitenden und jetzt nothleidenden Klaf- 
ſen ſind, in der Zeit von Hauſe entfernt und ihres Einfluſſes beraubt ſein 
follen, in der Zeit, welche eine unerhörte iſt und wie fie feit hundert Jahren 
nicht vorhanden war. erlaube mir daher den Antrag zur Beſchleunigung 
zu empfehlen, den das geehrte Mitglied aus Brandenburg gemacht hat, und 
bitte ihn zu unterſtützen. Die vorhandenen Vorlagen tafen überfehen, daß 
die Zeit von 8 Wochen, welche Se. Majeſtät für die Dauer des Lrndtages 


beſtimmt haben, unmöglich ausreichen wird; ich bitte deshalb, indem i i⸗ 
nen Antrag fpezialifire, daß Se. Majeſtät gebeten En den Se — 
ae Wochen zu vertagen und demnächſt feine Einberufung wieder zu 
efehlen. 

Marſchall: Ich bitte den Referenten, ſeinen Platz einzunehmen. 

Referent Graf v. Gneiſenau: In der 8 Sigung 8 ein ver⸗ 
ehrler Abgeordneter der Rhein⸗Provinz uns aufgefordert, dem Beiſpiele der⸗ 
lenigen Nationen zu folgen, bei welchen in Ausübung politiſcher Rechte auf 
kein Religionsbekenntniß Rückſicht genommen wird. Wenn ich das Talent 
nicht in mir fühle, auf tiefe theologiſche Erörterungen einzugehen, ſo kann 
ich mich darauf beſchränken, dem Mißverſſändniß entgegenzutreten, welches 
aus jener Aufforderung hergeleitet werden kann. In der ganzen civiliſirten 
Welt giebt es nur einen Staat, in welchem bei Ausübung der politiſchen 
Rechte auf das Religionsbekenntniß gar keine Rückſicht genommen wird, das 
ſind die Vereinigten Staaten Nord⸗Amerika's. Dort nimmt das Gouverne⸗ 
ment nicht die geringſte Notiz, weder von der Religion, noch von dem Kul⸗ 
tus oder der Erziehung und dem Unterricht. Das ſind rein Gegenſtände 
des Privat-Intereſſes oder, ich möchte ſagen, der Privat-Induſtrie. Die 
Gemeinden treten beliebig zuſammen, miethen ſich ihre Prediger und Lehrer 
auf Kündigung und entlaſſen ſie, wenn ſie ihnen nicht mehr genügen. Ich 
gebe der hohen Verſammlung anheim, ob ein ſolcher Zuſtand erwünſcht ſein kann. 
In allen anderen civiliſirten Staaten, fo weit mir bekannt, und namentlich 
allen chriſtlichen civilifirten Staaten, wird zur Ausübung der politiſchen 
Rechte das Bekenntniß der chriſtlichen Religion erfordert. Eine einzige Aus⸗ 
nahme macht Frankreich, aber nur ſpeziell für die Juden. Die vierte Ab⸗ 
theilung iſt nun der Anſicht geweſen, daß, ſo lange dieſe Verſammlung beru⸗ 
fen ſein kann, über Gegenſtände des Kultns und des Unterrichts zu berath⸗ 
ſchlagen, fie rein aus Bekennern der chriſtlichen Religion zuſammengeſetzt fein 
müſſe, mit Ausſchluß aller der Elemente, welche, indem fie ſich zu einer ans 
deren Religion bekennen, die warmen Gefühle für die chriſtliche Religion nicht 
theilen. Sollten in der Verſammlung Mitglieder ſein, welche eine Sympa⸗ 
thie für die Juden fühlen, ſo werden ſie ſpäter bei der Berathung über das 
Geſetz, die Verhältniſſe der Juden betreffend, dies ausſprechen können. Ich 
glaube aber, es würde nicht nöthig ſein, deswegen einen allgemeinen Be⸗ 
ſchluß hervorzurufen, der dahin gehen würde, auch auf Zulaſſung von Tür⸗ 
ken und Heiden anzutragen. 

Abg. Graf v Finkenſtein: Ich ſtimme nicht allein ganz entſchieden 
dafür, daß dieſer Paragraph unſerer Geſetzgebung, welcher die Gemeinſchaft 
der chriſtlichen Kirche aufrecht erhält, beibehalten werde, ſondern ich muß hier 
anch noch laut, nicht allein vor dem Landtage, ſondern öffentlich vor dem 
ganzen deutſchen Publikum meine innige Ueberzeugung ausſprechen, daß, wenn 
dieſer Paragraph gelöſcht wird, dann der Grundſtein unſeres Staats und 
unſerer ſtändiſchen Verfaſſung weggenommen wird und das Ganze zuletzt in 
einen Trümmerhaufen zerfallen muß. (Bravo.) 

Abg. Hanſemann: Zuvörderſt bemerke ich, daß der Herr Referent eben 
in einem faktiſchen Irrthum ſich befand, als er uns bemerkte „daß nur in 
Amerika auf die Konfeſſion eines Staatsbürgers hinſichtlich feiner Rechte 
reine Nückſicht genommen werde, und daß er eben ſowohl im Irrthum ge⸗ 
weſen iſt, als er bemerkte, in Frankreich ſei nur in Beziehung auf die Juden 
eine Ausnahme. Die Sache verhält ſich fo: in Frankreich iſt von der Kon⸗ 
feſſion ganz und gar keine Rede, welche politiſchen Rechte auch auszuüben 
ſind, welche bürgerlichen Rechte auch in Anſpruch genommen werden. In der 
franzöſiſchen Charte ſteht weiter gar nichts darüber, als daß das Bekenniniß 
die verſchiedenen Konfeſſtonen erlaubt, nach den beſtehenden Geſetzen ſich re⸗ 
gelt, und daß die Majorität der Franzoſen fi zur katholiſchen Religion 
bekennt; die ganze politiſche Geſetzgebung kennt keinen Unterſchied der Kon⸗ 
feſſion. Man hat dort nicht gefürchtet, was der Herr Referent gefürchtet 
hat, daß nun die Theilnahme von Heiden und Türken an den Staatsrechten 
entſtehen werde. Nehmen wir aber einmal an, ein Heide oder Türke nähme 
an den Staats-Rechten Theil — iſt er ein guter Bürger und gehorcht er 
dem Geſetz, was iſt weiter für ein Schade dabei? (Einiger Lärm.) Gränzen 
wir doch an einen Staat, wo Türken und Heiden ſich befinden, und wo ſie 
eben ſo gute Unterthanen des Kaiſers von Rußland ſind, wie die Anderen. 
Es giebt aber außer Frankreich noch andere Länder, wo der Grundſatz der 
vollſtändigen Ausſchließung der Rückſicht auf Konfeſſton in Veziehung auf 
ſtaatsbürgerliche Rechte beſteht; dieſe Länder ſind Belgien und Holland. 
Meine Herren! Beides ſind Länder, wo das kirchliche Element, wie Ihnen 
bekannt iſt, im ſtärkſten Maße zu finden iſt, aber nicht das kirchliche Element 
in der Anwendung auf die Staatsverhältniſſe, ſondern auf die Individuen. 
Man iſt in beiden Ländern ſehr religiös; in dem einen religiös⸗katholiſch 
und in dem anderen religiös-proteſtantiſch. Nicht der geringſte Nachtheil iſt 
dort aus jenem Grundſatze entflanden; es iſt nicht die Folge eingetreten, daß 
die Staats- Verwaltung und die Stände-Verſammlungen mit Juden oder 
Heiden überſchwemmt worden, wie man es hier beſorgt hat; in Belgien ſitzt 
kein einziger Jude, ſo viel ich weiß, jetzt in der Kammer. Aber die Folge 
iſt geweſen, daß Jedermann ſich unter der dortigen Verfaſſung wohl fühlt; 
daß die Kämpfe, die dort zwiſchen der ſogenannten katholiſchen und der liberalen 
Partei ſtattfinden, nicht wirklich religiöfe Kämpfe find, ſondern blos ſtaatliche 
Kämpfe, wobei die hohe Gewalt des Königs oben als vermittelnd ſteht, um 
ſich dahin zu wenden, wohin die Majorität der Nation die Entſcheidung 
lenkt. Weshalb find die Hugenotten ausgewandert? Wegen des Glaubens⸗ 
zwanges in ihrem Vaterlande. Deshalb kamen fle hierher und find gute 
Preußen geworden. Was wird geſchehen, wenn Sie nicht dem Grundfag, 
den mein Freund aus der Rhein Provinz Ihnen empfohlen hat, annehmen? 
Es wird Aehnliches geſchehen, was damals in Frankreich geſchah; man wird 
aus einem Staate wandern, in dem man nicht an politiſchen Rechten Theil 
nehmen kann. (Lärm.) Ich begreife nicht dieſe Unterbrechung, ich bin voll⸗ 
ſtändig in der Frage. Für meine Behauptung find ja ſchon Beiſpiele vor⸗ 
handen. Sind nicht die Alt⸗Lutheraner wegen der Veſchränkung ihres Glau⸗ 
bens ausgewandert? (Einige Stimmen: Bravo, ſehr richtig.) Alſo, meine 
Herren, meine Beſorgniß hat guten Grund. Im Intereſſe des Staates, im 
Intereſſe der Wohlfahrt des Landes beſchwöre ich Sie, nehmen Sie den von 
meinem Freunde, dem Abgeordneten Krefelds, vorgeſchlagenen allgemeinen 


Grundfag an. (Schluß folgt.) 


